IR 116. Freitag 


den 21. Mai 1847. 


des Großherzogthums Pofen. 


Jnu land. 


Berlin den 19. Mai. Se. Majeftät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Kammerherrn Leopold von Buch den Stern zum Rothen Adler-Orden 
zweiter Klaſſe mit Eichenlaub, fo wie dem Major von Kleiſt des 1. Garde— 
Regiments zu Fuß und dem Königl. Schwediſchen Lieutenant von der Leibgarde, 
Karl Oskar von Funck zu Stockholm, den Rothen Adler- Orden vierter 
Klaſſe zu verleihen; fo wie dem bisherigen außerordentlichen Profeſſor Dr. Budde 
in Bonn und den bisherigen Profeſſor an der Univerficät in Roſtock, Dr. Wun⸗ 
derlich, zu ordentlichen Profeſſoren in der juriſtiſchen Fakultät der Univerſität 
in Halle zu ernennen. 


(Unſere Nachbarn.) In Deutſchlaud denkt man in der Regel an nichts 
weniger als an die Weltſtellung des Vaterlandes. In Frankreich, in 
England herrſcht im Volke ein Bewußtſein, wenigſteus ein politiſcher Inſtinkt, 
welcher von den Bezügen der äußeren Politik zu den Nachbarn in groben Umriſ⸗ 
fen ein Bild entwirft. Halten wir eine flüchtige Umſchau bei Deutſchlands Grenz⸗ 
nachbarn; denn wer recht bei ſich zu Hauſe ſein will, der muß doch wohl auch 
wiſſen, wie es in ſeines Hauſes nächſter Nähe ausſieht. — Ich beginne mit un⸗ 
ſerer Südweſtgrenze. — Die Schweiz iſt, genau beſehen, keine gar gute Nach- 
barſchaft. Freilich wird ihr Einfluß die äußere politiſche Stellung Deutſchlauds 
gegenüber den Europäiſchen Großmächten nicht leicht affieiren können. Aber viele 
krankhafte Symptome unſeres ſocialen Lebens zeigen auf die Schweiz zurück. 
Ich möchte hierbei nicht mißverſtanden fein. Nicht davor braucht es uns zu ban⸗ 
gen, daß die politiſchen Parteien in der Schweiz in ſo ſchroffer Selbſtſtändigkeit 
ausgeſprochen ſind, im Gegentheil, wir konnten uns dabei erſprießliche Lehren 
holen — aber das dem Schweizeriſchen Parteiweſen jener großartige Zug man— 
gelt, der bei der Gegnerſchaft des Prineips doch die Achtung vor dem Gegner 
und ſeinem Standpunkte bewahrt, dies iſt das böſe Beiſpiel, welches die Schweiz 
den kaum ſich eutwickelnden politiſchen Gegenſätzen in Deutſchland giebt. Die 
politiſche Charaktergröße fehlt faſt immer in den Schweizeriſchen Wirren: 
die ehrliche prinzipielle Fehde ſchlägt ſogleich in den Putſch der egoiſtiſchen Leiden⸗ 
ſchaft um. Auch eine extreme Parteiverwirrung iſt nicht gefährlich, jo lange fie 
reines Herzens iſt, aber über den Parteiſtaudpunkt muß allezeit der nationale als 
höhere Einheit ſchweben, wo die Partei, wie in der Schweiz, vorwiegend pro— 
vinziell, local wird, da iſt -der Schritt zur perſönlichen Animofität ein ganz klei⸗ 
ner; die perfönliche Animoſität iſt nicht mehr reines Herzens. Allein auch für 
die feines weltgeſchichtlichen Berufes würdige äußere politiſche Entwickelung Deutſch⸗ 
lands könnte die Schweiz zur Klippe werden, wenn in einer böſen Stunde dieſes 
in ſich zerriſſene, durch innere und äußere Machinationen zerrüttete Land zu einem 
Zankapfel würde, der die Deutſchen Hauptmächte ihrer erſten Pflicht — der Eins 
tracht — vergeſſen ließe. — Man pflegt gewöhnlich Preußen den Beruf zu vin⸗ 
diciren, Grenzwächter gegen Rußland zu fein. Und freilich iſt dies eine ge- 
wichtige Miſſion Preußens. Aber doch noch in weit umfaſſenderer Weiſe, fällt 
Oeſterreich die Aufgabe zu, die Jutereſſen des Germauenthums zu wahren gegen- 
über dem Slaventhum. Preußens Aufgabe ift hier weit einfacher als die Oeſter— 
reichs. Oeſterreich, welches durch feine Lage das politiſche und diploma 
tiſche Gewicht Deutſchlands im Orient zu vertreten hat, ſoll das deutſche 
Element an der Suͤdoſtgrenze auch weiterpflanzen; Natur und Geſchichte 
geben ihm ein Recht dazu, während ein Verſuch, für das Germanenthum an der 
Preußiſchen Nordoſtgrenze eigentliche Propaganda zu machen, wenn er nicht 
unmöglich wäre, mindeſtens ſehr unklug fein würde. — Rußland iſt zu klug, 
als daß es vor der Hand darnach trachten ſollte, den Deutſchen Nordoſten zu ge 
fährden. Aber auf die Süddonauländer und das ſchwarze Meer wirft es bereits 
den vollen Nachdruck feiner gewaltig vorwaͤrtsſchreitenden Macht. Rußland wird 
nicht Deutſchland zu erobern, wohl aber die Möglichkeit eines Deutſchen Einfluf- 


Brotes zu vermehren. 


ſes im Orient abzuſchneiden ſuchen, und das iſt Oeſterreichs ſchönſter nationaler 


Beruf, ihm hier ein Gegengewicht zu ſeten. Die Donau, als ein Deutſcher 
Fluß giebt Deutſchland eine Stimme in den orientaliſchen Fragen, Rußland wird 


die Befuguiß durch fein allmäliges aber ſicheres Fortſchreiten am ſchwarzen Meer 


annulliren wollen. Ueber kurz oder lang muß der Orient den Schwerpunkt der 
Bewegung der großen Curopäiſchen Politik bilden. Die übrigen Großmächte ha⸗ 
ben bis jetzt einen unverhältnißmäßig größern Einfluß in den orientaliſchen Anger 
legenheiten als Deutſchland. Wird aber erſt Rußland noch inniger — und die 
Wahrſcheinlichkeit ſpricht dafür — mit Frankreich ſich verbunden haben, dann 
wird es für Deutſchland zu ſpät ſein, ſein Gewicht im Orient geltend zu machen. 
(Schluß folgt.) 
Berlin. Dem Vernehmen nach beabſichtigen die hieſigen Bäder, in einer 
Immediateingabe die Wiedereinführung der interimiſtiſch aufgehobenen Mahl: 
ſteuer zu erbitten, weil ſie von Seiten des Publikums unaufhörlich mit dem Ver⸗ 
langen beſtürmt werden, bei dem jetzigen Wegfalle der Steuer das Gewicht des 
Man ſieht hier mit Spannung dem Gutachten entgegen, 
welches der Ausſchuß des Vereinigten Landtags über die beabsichtigte Aufhebung 
der Mahl⸗ und Schlachtſteuer ſowie die Einführung einer Einkommenſteuer abge⸗ 
ben wird. Im Ganzen iſt die Meinung des betheiligten Publikums der in Aus⸗ 
ſicht geſtellten Cinkommenſteuer ſehr abgeneigt, und es greift immer mächtiger die 
Erkenutuiß Platz, daß die beſtehende Conſumtionsſteuer beiweitem nicht ſo läſtig 
und drückend ſei, als die an die Stelle derſelben tretende directe Steuer es unbe⸗ 
dingt ſein würde. 

Berlin. — Die Stettiner Eiſeubahn-Direktion macht beim General-Poſt⸗ 
Amt Anſprüche auf mehrere tauſend Thaler für die ſeit Eröffnung der Ei⸗ 
jenbahn erfolgte Beförderung eines dem Poſtwagen beigegebenen Poſtſekretairs, 
da ſie ſich nur für verpflichtet hält, Briefe und Pakete, nicht aber Perſonen un⸗ 
entgeldlich zu beſordern. Man iſt geſpaunt, wie die Behörde darüber entſchei⸗ 
den wird. Unſere Juriſten ſind der Auſicht, daß die Stettiner Eiſenbahn⸗Direk⸗ 
tion, wie ihre Convention mit der Poſt damals abgeſchloſſen worden, von legte 


rem allerdings eine Geld⸗Remuneration für die Beförderung des Poſtſekretairs 


zu beanſpruchen habe. ; 

Von der Spree. — Vei der Abſtimmung über die Ehrengerichts⸗ 
Erkenutniſſe in ihrer Wirkung zur Abgeordnetenwahl haben ſich 260 für, 
205 gegen die Ausſchließung des betreffenden Paſſus geäußert. Summa 547 
Abgeordnete. Wo ſind die 82 Uebrigen geweſen? Oder waren fie an dem Ge— 
ſetzentwurfe nicht betheiligt? Wenn es gilt die Abhülfe der Noth zu beſprechen, 
konnten ſchon welche fehlen, auch ohne Landtag hätte das Gouvernement nichts 
verſäumt. Aber eine Sache, in welcher die Lebensfragen der Preußiſchen Nation 
berührt werden, ihr Landwehr- und ihr Landſtand-Recht, verdient, daß die Ab⸗ 
geordneten auf ihrem Poſten find; es handelt ſich um die Stände ſelbſt, und 
um die Ehre der Preußiſchen Unterthanen. Es wird bald an der Zeit ſein, daß 
man, wie anderswo, die Namen der Fehlenden aufmerkt, oder daß man ſie, 
wenn es Abſtimmung gilt, aufſucht und herbeiſchafft. 

Aus Inowraclaw vom 15. Mai wird berichtet: Es ſieht hier in der 
Gegend ſehr unruhig aus, in mehreren Städtchen fanden Ausbrüche von Unru— 
hen ſtatt, die jedoch wieder beſeitigt ſind. Als der hieſige Kaufmann Samuel 
Levy geſtern früh von hier nach Bromberg fuhr und in dem im Bromberger Walde 
gelegenen Seekruge aukam, fand er vor demſelben viele Leute verſammelt; dieſe 
erzählten ihm, es Hätten ſich im Walde zwiſchen Neudorff und Seekrug an 30 
Bauern zuſammengerottet, welche nachdem fie mehrere Reiſende angefallen und 
ihres Geldes beraubt, dieſen Morgen den Seekrug total ausgeplündert haben. 
Die Bauern flößten den Leuten eine ſolche Furcht ein, daß fie ihre ſchaͤndliche 
That ungeſtört ausführen, und unverfolgt mit ihrer Beute weiter ziehen konnten. 
Hert Levy ſprach nun der ängftlichen Menge Muth ein, ſtellte ſich an ihre Spitze 
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und drang mit ihr in den Wald vor, wo man bald auf die räuberiſchen Bauern 
ſtieß Nach einem hartnäckigen Kampfe wurden 13 von ihnen gefangen, gekne⸗ 
belt und nach Bromberg an die Behörde abgeliefert wo ſie der gerechten Strafe 
nicht entgehen werden. Dieſes iſt der Bericht, der ſo eben von unſerem 
Landrathe, welcher geſtern in dieſer Angelegenheit nach Neudorff gereiſt iſt, ein⸗ 
gegangen. ’ 
Königsberg. Am 16. Mai wird eine Anzahl hieſiger Juden, die ihren 
Sabbath anf den Sonntag verlegt haben, ihren erſten Gottesdieuſt an dieſem 
Tage abhalten. 
Breslau. — Für die Infanterie der Preußiſchen Armee iſt jetzt ein neues 
Exercier-Reglement beſtimmt worden, das aus den jährlichen Beobachtungen, 
Bemerkungen und Vorſchlägen, welche die Erfahrungen als zweckmäßig ergeben 
und von den höheren Truppen⸗Kommandos eingeſammelt wurden, hervorgegangen 
iſt. Das neue Reglement zeichnet ſich durch Beſtimmtheit und Vereinfachung aus, 

und liefert den Beweis, daß Se. M. fortwährend bemüht iſt, das alte Unbrauch— 
bare immer mehr zu reformiren und für zweckmäßige, wirklich nützliche Grundla- 
gen zu ſorgen. Von beſonderer Zweckmäßigkeit ſoll die neue Formation des Quarz 
163 fein, durch welche daſſelbe ſtärkere Seiten gegen den Angriff und größeren 
inneren Raum für die Offiziere und Verwundeten erhält. Statt mehrerer der 
bisherigen Franzöſiſchen Benennungen ſind Deutſche gewählt worden. 

Aus der Provinz Sachſen. Die Urtel in Betreff der Halleſchen Brot— 
unruhen ſind bereits gefällt. Ueber hundert Perſouen werden beſtraft, viele 
mit drei bis vier Monaten Zuchthaus, einige jedoch nur mit acht Tagen. Auf⸗ 
ſehen erregt eine ſehr ausführliche Korreſpondenz aus Halle über die hieſigen Uns 
ruhen in der Trierſchen Zeitung, und beſonders fühlen ſich die Studirenden durch 
dieſelbe beleidigt, weil fie eine „hier noch bornirte Studentenbrus“ genannt ſind. 
In Merſeburg hat eine Wafchfran die Proletarier angeführt. Bei der erſten 
Nachricht von einem Tumulte verließ ſie das Haus eines Regierungsraths, wo ſie 
gerade arbeitete, und ſtellte ſich an die Spitze. Sie erklärte mit lauter Stimme: 
man wolle nicht ſtehlen, ſondern nur „Rache nehmen“, und drohte Jedem Strafe, 
der etwas nehmen würde. Mit einem Beil öffnete fie ſelbſt den verſchloſſenen 
Laden eines Kaufmanns, auf den der Angriff beſonders gerichtet war. Ein rei⸗ 
cher Ackerbürger, zu dem die Schar ebenfalls zog, weil ſie glaubte, daß bei ihm 
viel Getreide aufgeſpeichert liege, wies ſich förmlich aus, daß er ſchon im Herbſt 
verkauft habe, worauf man ruhig weiterzog und ihn ſogar für den kurzen Schreck, 
der ihm eingejagt war, durch ein Lebehoch zu entſchädigen wußte. Einem Gerüchte 
zufolge ſoll die Waſchfran wahnſinnig geworden ſein. 

Aus dem Bergiſchen. — Kaum iſt das Toleranzpatent erſchienen, ſo 
haben ſich unter den Namen „Kohlbrüggianer“ in Elberfeld ſchon länger 
von der reformirten Gemeinde Separirten öffentlich zu einer Gemeinde konſtituirt. 


Sie halten jetzt ihre Gottesdienſte nicht mehr wie früher in einer Privatwohnung, 


ſondern in dem großen Saale des Obermeyerſchen Gaſthofs, und die Zahl der 
durch Unterſchrift dieſer Gemeinde Beigetretenen, die ſchon ihr Presbyterium u. ſ. w. 
gewählt haben, ſoll zwiſchen 3 — 400 betragen, wozu freilich wohl Kinder mit- 
zuzählen fein würden. Das eigentliche Haupt dieſer Bewegung iſt wohl nicht der, 
nach deſſen Namen ſie genannt werden, da dieſe Seperation lange vor der Ankunft 
des Dr. Kohlbrügge (eines Holländers) in Elberfeld beſtand. Wie dieſelbe 
aus der Zeit der Einführung der Agende und Kirchenordnung datirt, wobei ein⸗ 
zelne Perſönlichkeiten ſich verletzt glaubten, fo ſcheint es vor allem nur Zweck die— 
ſer Sekte zu ſein, die Agende und Kirchenordnung zu verwerfen und die alte re— 
formirte Kirchenverfaſſung in Anſpruch zu nehmen. 


Anus land. 


Dr neu Ic ne; Bi 

Aus dem Göttingiſchen wird wieder von einem Opfer des Jagdgeſetzes 
gemeldet. Ein gräflich Hardenberg'ſcher Jäger ſchoß einem fliehenden Wilddieb 
einen Schrotſchuß in die Beine, und als er hierauf noch nicht ſtürzen wollte, eine 
Kugel durch den Kopf. 

Aus Stuttgart ſchreibt die Karlsruher Zeitung: „Es iſt nun erwieſen, daß 
am Sonntage vor acht Tagen in einem der obſtreichen Seitenthälchen, die ſich vom 
Stuttgarter Thal in die umgebenden Berge hineinſchieben, im fogenannten Vo— 
gelſang, eine Verſammlung der Radelsführer des Tumults vom 3. Mai 
ſtattfand; auch kennt man die Kneipen, die ihnen als Hauptſammelplätze dienten, 
Nun der Hauptſchlag geſcheitert iſt, fehlt es nicht an Verrathern unter dem der 
moraliſirten Haufen.“ { 

Aus Frankfurt a. M. klagt das Frankfurter Journal: „Schon feit drei 
Tagen treffen Berliner und Leipziger Briefe und Zeitungen um 24 Stunden ſpä— 
ter als ſeither bei uns ein. Sollen wol hieran vorgekommene Veränderungen an 
verſchiedenen Eiſenbahnſtrecken Schuld tragen? Und gehört dann eine jo beden— 
tende Verſpätung auch zum vielgeprieſenen Förderungsſyſtem neuer Eiſenbahn⸗ 
anlagen?“ 

Bad Ems. Die diesjährige Bade- Saiſon verspricht hier ſehr glänzend zu 
werden, da bereits viele erlauchte Perſonen angemeldet find, welche während des 
Sommers unter uns verweilen wollen. J. Maj. die Königin von Preußen wird 
uns mit ihrer hohen Gegenwart ebenfalls beglücken, und in ihrer Begleitung, wie 
man vernimmt, auch den berühmten Arzt, Prof. Schönlein, haben, was wohl 
manche Leidende veranlaſſen könnte, herzukommen, um dieſen hohen Prieſter Aeſeu⸗ 
laps zu conſultiren. Obgleich die Bade-Saiſon noch nicht begonnen hat, treffen 


doch ſchon aus allen Gegenden Patienten ein, die da hoffen, an den hieſigen Heil— 
quellen Gertefung zu finden. Das Bad Ems wird bekanntlich von Damen beſon⸗ 


ders ſtark beſucht. N 

Vom Mittelrhein den 15. Mai. wi, in Mainz lagernden 
Auswanderer hatte ſich vor einigen Tagen 16 if nahe an 4000 geſteigert. 
Seit letzten Mittwoch iſt davon jedoch eine ficht geringe Zahl weiter befördert 
worden. Die Auswanderer wurden von den enten, mit denen ſie Verträge 
geſchloſſen, auf Koſten dieſer letztern einquartiert und berpflegt. Im allgemeinen 
beſchwerten fie ſich alſo nicht, weil ſie einſahen, daß die Agenten, ohne ſich zu 
großen Verluſten auszuſetzen, nicht eher au eine Weiterbeförderung denten konnten, 
als bis ſie mit den Rhedern in Antwerpen, Havre, Southampton ꝛc. über ihre 
früheren Verträge ſich verſtändigt oder, wo dieß nicht möglich war, neue Verträge 
abgeſchloſſen. Bekanntlich iſt feit Erlaſſung des Geſezes, welches in den Verei⸗ 
nigten Staaten mit dem 31. Mai d. J. in Kraft tritt und die Zahl der in einem 
Kauffahrteiſchiffe aufzunehmenden Paſſagiere noch unter die Hälfte der bisherigen 
Zahl vermindert, der Ueberfahrtspreis noch bedeutend geſtiegen. Nach den neueſten 
Beſtimmungen zahlt nach New-Pork, Baltimore, und Philadelphia, ab Mainz, 
über Hamburg, mit Beköſtigung von dieſer letzten Stadt aus: jeder Erwachſene 
122 Fl. 30 Kr. oder 70 Thlr., jedes Kind von 1 — 10 Jahren 96 Fl. 15 Kr. 
oder 55 Thlr., Kinder unter 1 Jahr find frei; nach Neuorleaus und Galveſton: 
jeder Erwachſene 120 Fl. 30 Kr. oder 74 Thlr., jedes Kind von 1— 10 Jah- 
ren 105 Fl. oder 60 Thlr., Kinder unter 1 Jahr frei; nach Rio Grande in 
Braſilien: jeder Erwachſene 122 Fl. 30 Kr. oder 70 Thlr., jedes Kind von 
1 10 Jahren 78 Fl. 45 Kr. oder 45 Thlr, Kinder unter 1 Jahr frei; vor⸗ 
ausſichtlich wird ſich der bald in Gang kommende Transport der Auswanderer nach 
Quebek und St. John um ein Drittel billiger ſtellen als obige Preiſe. 

München. — Die Königliche Regierung hat ſich in Folge des Oeſterreichi— 
ſchen Getreide-Ausfuhr⸗Verbotes zur Ergreifung von Repreſſalien veranlaßt geſe⸗ 
hen. Durch Staffetten wurde ſofort an die Gränzzoll⸗Aemter gegen Tyrol und 
Vorarlberg die Weiſung geſandt, vom 1 Aten d. M. an die Getreideſperre gegen 
jene Provinzen eintreten zu laſſen. 

Dresden. — In Leipzig haben die Vorſtände mehrerer Königlichen und 
ſtädtiſchen Behörden, fo wie der Garniſons-Kommandant und der Univerfitäts- 
Rektor, eine Bekanntmachung veröffentlicht, worin ſie die Bewohner Leipzigs 
auffordern, den Vetrag womit ſie ſich bei der bevorſtehenden Feier des funfzigſten 
Geburtsfeſtes des Königs zu betheiligen beabſichtigen, zur Linderung des allgemei⸗ 
nen Nothſtandes zu verwenden. Die eingehenden Beiträge follen zur einen Hälfte 
dem Hülfsverein in Leipzig, zur anderen Hälfte dem Hülfsverein in Schwarzen⸗ 


berg zur geeigneten Verwendung überwieſen werden. 
O e ſt erreich. a 

Wien, den 14. Mai. Die neueſte Krakauer Zeitung enthält eine Veror⸗ 
duung über den Beſitzſtand der bäuerlichen Grundbeſitzer, durch welche dieſer den 
Anforderungen der Grundherrn gegenüber feſtgeſtellt wird. 3 

In Böhmen ſind bei den bereits erwähnten Theurungs Unruhen zum Theil 
ſehr üble Scenen vorgekommen. In Leitmeritz ſchnitt man einem Kornſpeculan⸗ 
ten beide Ohren ab. 

Im Rieſengebirge miſcht man das Mehl mit Weizenſtroh und geſtampftem 
Heu. Pferdefleiſch, ja ſelbſt gefallenes Vieh wird begierig verzehrt, und die El⸗ 
tern ſuchen ſich durch Ausſetzen ihrer Kinder zu entledigen, die ſie nicht ernähren 
können. ö 


Frankreich. 

Paris den 15. Mai. Seit einigen Tagen hat der Herzog von Broglie 
häufige Konferenzen mit dem König und mit Herrn Guizot. Auch zwiſchen dem 
Grafen Molé und Herrn Thiers haben einige Beſprechungen stattgefunden. 

Marie Chriſtine wird ſich in Toulon, wo die Damwpffregatte „Panama für 
ſie bereit liegt, nach Neapel einſchiffen. 

Der Marquis von Normanby hat ſich mit feiner Gemahlin, in Folge einer 
ſpeziellen Einladung des Herzogs von Aumale, nach Chantilly zu den Wettren⸗ 
nen begeben. Nach ſeiner Rückkehr geht er mit ſeiner Familie nach London. 
Obgleich der Lord allen Perſonen feiner Bekanntſchaft ſagt, er benutze nur einen 
ſechswöchentlichen Urlaub, fo will man doch aus den in feinem Haufe getroffenen 
Auſtalten ſchließen, daß er nicht mehr nach Paris zurückkehren werde. 

Aus Bern wird die Abreiſe des Herrn Bois le Comte, Franzöſiſchen Geſau⸗ 
dten ben bei der Eidgenoſſenſchaft, gemeldet. z 

Am 5. Mai befand ſich der Prinz von Joinville mit den die erſte Diviſion 
der Evolutionsflotte bildenden vier Linienſchiffen noch bei den Hperiſchen Juſeln. 
Nach dem Toulonnals würde ſich die von dem Prinzen von Joinville befeh⸗ 
ligte Flotte nun demnächſt nach den Italleniſchen Kuͤſten begeben. 

Für die heutige Sitzung der Deputirten-Kammer waren die Interpel⸗ 
lationen des Herrn Odilon Barrot in Betreff der neueſten Modifikation des Mi⸗ 
niſteriums angekündigt, und man wußte, daß Herr Guizot das Wort nehmen 
werde, um Erklärungen zu geben. Auch die Erwartung, daß der Ex-Finanz⸗ 
Miniſter Lacave Laplagne veranlaßt werden dürfte, das Wort zu ergreifen, hatte, 
fo wie der erſterwähnte Umftand, die allgemeine Neugierde gefpannt; daher waren 
auch die öffentlichen Tribünen vom Publikum zahlreicher beſetzt, als gewöhnlich. 
Die Deputirten waren gleichfalls in außergewöhnlich großer Zahl auf ihren Pläz⸗ 
zen, ſo wie man auch die Anweſeuheit einer Anzahl Pairs auf den ihnen vorbe⸗ 
haltenen Plätzen und in den Seitengaugen der Kammer bemerkte. Um 2 Uhr 
wurde die Sitzung eröffnet. Man bemerkte auf der diplomatiſchen Tribüne den 
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Türkiſchen Votſchafter und andere Herren vom diplomatiſchen Corps. Auf der 
Miniſterbank ſaßen zum erſtenmale die zwei neuen Miniſter, General Trezel und 
Herr Jayr. Auf die beregten Juterpellationen antwortete der Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten: Er habe die Interpellation angenommen, 
ohne Schwierigkeiten zu machen. Weiter habe er nichts zu thun gehabt. Er 
hätte gegen feine Pflicht gehandelt, wenn er denſelben zuvorgekommen wäre. 
Wenn die Krone von ihrem Rechte Gebrauch mache, thue fie es in der Fülle deſ⸗ 
ſelben, in ihrer vollen Freiheit. Die Miniſter ſeien ſtets bereit, für die Akte 
einzustehen, die fie kontraſignirt. Er antworte nun auf die Interpellation, der 
er nicht habe zuvorkommen dürfen. Er glaube, die beſtimmten Grenzen ziehen 
zu müſſen. Der Krone komme die Wahl ihrer Minifter zu. Er wolle die Per; 
ſönlichkeiten vermeiden. Die Akte der Miniſter ſeien der Gegenſtand der Diskuſ— 
ſion „ ihre Perſonen müßten geachtet werden. Er glaube nicht, daß es im Inte⸗ 


reſſe der Kammer läge, ſich eine Beluſtigung aus einer ſolchen Diskuſſion zu ma- 


Es handle ſich nicht um eine Aenderung in der Politik der 
Regierung. Dieſe werde nicht geändert durch dieſe Modifikation. Mau ſuche 
Spaltung unter der Majorität zu erregen. (Lärm links.) Diejenigen, welche 
dieſe Diskuſſion hervorgerufen, hätten dieſen Zweck und verſprächen ſich dabei, 
denſelben zu erreichen. (Neues Murren links.) „Unſere Bemühungen“, fährt 
der Miniſter fort, „müſſen dahin gehen, dieſe Spaltung zu verhüten. Wir geben 
alle Rathſchläge, welche das Reſultat verhüten können, daß man andererſeits ſich 
verſpricht Die Majorität hat die Pflicht, die beſtändige Politik zu unterſtützen, 
die das Heil Frankreichs und das Glück der konſervativen Partei gemacht. (Bei⸗ 
fall im Centrum; Gelächter links.) Ich bitte die Kammer um Vergebung, es 
giebt Ideen, die uns nicht in den Sinn kommen, Anſpielungen, die ich nicht 
verſtehen kann. Ich wollte ſagen, das Verhalten der Majorität habe ſeit 7 
Jahren das politiſche Glück der konſervativen Partei machen müſſen.“ Beim 
Poſtſchluß nimmt eben Herr Lacave Laplagne das Wort. 

Dem neuen Spaniſchen Geſandten am Franzöſiſchen Hofe, General Narpaez, 
find während feines mehrtägigen Aufenthalts zu Bayonne die größten Ehrenbezeu⸗ 
gungen erwieſen worden. Bei feiner Abreiſe von Bayonne nach Paris am 10. 
wurde ihm eine Ehreneskorte von Jägern zu Pferde unter Befehl eines Offiziers 
mitgegeben. 


chen. (Beifall.) 


Die Lage der Dinge in Frankreich verſchlimmert ſich auf eine bedenkliche 


Weiſe, und der politiſchen und kommerziellen Kriſis gegenüber, die auf Alles 
drückt, iſt alle Welt in argen Nöthen: das Miniſterium wegen der ſchmählichen 
S chlappen im Parlament, die Handelswelt wegen der zunehmenden Stockung im 

Verkehr, die Börſe wegen des anhaltenden Fallen der Papiere, die Kammer we⸗ 
gen der großen Zerrüttung in den Finanzen, die öffentliche Moral wegen der 
ſchamloſen Betrügereien und Beſtechungen in der Verwaltung. Wohin man ſich 
wendet, ſieht man nichts als Noth und Verlegenheit aller Art. Es ſcheint faſt, 
als ſtänden die Franzoſen am Rande des Grabes, woran fie ſeit 16 Jahren 
arbeiten, indem die Efnen die Erde nach der einen, die Andern nach der andern 


Seite werfen und fo Allen und Jedem den Weg ungangbar machen. Das aus: 
einandergewichene Miniſterium iſt zwar wieder zuſammengeflickt; aber dieſes Flick⸗ 
werk ſtrent doch nur einigen wenigen Schwachköpfen Sand in die Augen und 
macht einige bezahlte Journale jubeln, während die Schlauern thun, als ſei 
nichts vorgefallen. Auch hat ſich wirklich nichts ereignet. 


= 


Spanien. a 

Madrid den 8. Mai. Gegen den Advokaten und Journaliſten Angel la 
Riva haben ſich bei der Vorunterſuchung ſtarke Verdachtgründe geltend 
gemacht „daß er wirklich am am Abend des 4. in der aan een nach dem 
Wagen der Königin geſchoſſen habe; auch meldet der „Tiempo heute, daß der 
Hut, welchen Iſabella zur Zeit des Vorfalles trug, eine leichte Brandſpur zeig. 
La wa iſt berhaftet, die Unterſuchung wird aufs thatigſte betrieben. Auf die 
Königin hat das vielleicht nur vermeintliche Attentat keinen beſonderen Eindruck 
gemacht; ihr Vertrauen zu dem Spaniſchen Volk ſcheint jo wenig erfchüttert, daß 
ſie ſich nur von ihrem Oheim und ihrer Couſine übetreden ließ, von einer Escorte 
begleitet und nicht in offenem Wagen nach dem Circus zu fahren. 

Es beſtätigt ſich, daß der in Liſſabon ſtattgehabte Tumult von entkomme⸗ 
nen Militärgefangenen veranlaßt worden iſt. Etwa 1000 Mann, die ſich am 
29. April frei zu machen gewußt, zogen vor das Schloß St. Georg und die Ka⸗ 
ferne de Groca, um andere Gefangene zu befreien und ſich Waren zu verſchaffen. 
Sie wurden mit Flintenſchuſſen empfangen; etwa 62 blieben dabei todt, viele 
wurden verwundet. Au 600 der Eutkommenen find bereits wieder gefänglich 
8 Mai haben die Feindseligkeiten zwiſchen den Ropaliſten und den Trup- 
pen der Junta auf der Linie von St. Ubes und Setubal wieder begonnen; es 
ſind von beiden Seiten beinahe 200 Maun im Gefecht getödtet worden. Beide 

Parteien haben daun ihre Stellung wieder eingenommen. Die Inſurgenten 
ſcheinen keinen Vergleich zu wollen, fo ſehr die Königin nachzugeben geneigt ist, 
und es wird doch noch zu der bewaffneten Intervention kommen müſſen. 


„ N. F 
Rom den 6. Mai. Se. Heiligkeit hat an alle Biſchöfe des Landes ein 
Rundſchreiben gerichtet, worin der Klerus aufgefordert wird, nach allen Kräften 
zu Aufrechthaltung der an einigen Orten durch Getreidekrawalle geſtörten Ord- 
nung mitzuwirken. a b 
Civitavecchia. — Obſchon das Ereigniß nicht mehr ein ganz neues iſt, 


fo vermuthe ich doch, daß es wenig im Auslande bekannt geworden ſeyn wird. 
Ein hoher Geiſtlicher, der aus einer Familie Palermo's ſtammt (V. 55 
ward, und das wieder wie fo häufig, mehr durch Zufall als durch Mittel der 
Wachſamkeit mit einem angezettelten Complott bekannt, welches nichts Geringeres 
bezweckte, als das geſeierte Oberhaupt der Kirche und des Staats aus dem Wege 
zu räumen. Die Ausführung des diaboliſchen Plans war anf die erſte feierliche 
Handlung der heiligen Woche feſtgeſetzt, und wenn auch im Vordergrunde ein 
ganz anderes Kloſter ſtaud, jo gehörten doch die eigentlichen Anſtifter, wie es all⸗ 
gemein heißt, dem oft genannten geiſtlichen Orden an, welcher gleich große Mit- 
tel der einen und andern Art beſitzt und ſie auch noch immer ſehr gut und auf die 
alte Weiſe ſchlau und mit weit reichenden Zwecken zu benutzen weiß, wenn ihm 
auch ſchon die Flügel auf manche Art gar ſehr beſchnitten worden ſind. Auf jene 
Entdeckung hin begiebt ſich eine eminente Perſon mit Sr. Heiligkeit incognito nach 
dem Kloſter, welches den Heerd der Verſchwörung bildete, und es wird dort fies 
henden Fußes Gericht über die kleinen Sünder, die in die Vorderreihe geſchoben 
worden waren, gehalten. Die Aburtheilung iſt charakteriſtiſch. Der Obere des 
Kloſters wird nämlich nach dem Tollhauſe gefandt, die übrigen Bewohner beffel- 
ben werden aber alle mit einer in der Schnelle angefertigten Denkmünze für „Ver⸗ 


rath“ geſchmückt und in ein Recluſorium ſpedirt! 5 


Sch wei z. 0 

Baſel. — Schon im nächſten Monat wird, wie es heißt, die im Bau 
begriffene, von hier nach Freiburg führende Eiſenbahu von dem Städchen Schlien⸗ 
gen ab, eröffuet, mit in den Fahrplan gezogen werden, ſodaß demnächft nur die 
kleine Strecke von Schliengen bis hierher zu vollenden bleibt, deren Ausbau we⸗ 
nige Wochen fpäter vollendet fein dürfte. Dem Reiſenden iſt es alsdann möglich, 
binnen Tagesfriſt von hier bis an den Mittelrhein nach Mainz zu gelangen. Die . 
großen Folgen dieſer Verkehrserleichterung, welche für die Deutſchen Rheinlande 
ſich ſchon bemerkbar machen müßen, dürften ſich dann wohl auch auf die Schweiz 
ausdehnen. : 

Rußland und Polen. 

Warſchau, den 16. Mai. Se. Maj. der Kaifer wurde hier erwartet, ift 

aber nicht eingetroffen. Das Publikum ſagt, er leide an der Leber. J. Kaiſerl. 
H. die Großfürſtin Helena iſt nach Wien abgegangen. Am Sonntag gab der 
Großfürſt Michael Illumination und Feuerwerk, auch Freithegter, wobei auch die 
Polizei nach Landesſitte fleißig den Stock gebrauchen mußte, weil das Gedränge 
zu groß war. Seit einigen Tagen werden die Preuß. Zeitungen, zum Leidweſen 
aller hieſigen Deutſchen, gar nicht ausgegeben, am 11. wurde nur eine Beilage 
der Hande und Spenerſchen Zeitung verabfolgt. Das hieſige Paͤdagoginm 
iſt, wie im vorigen Jahre die drei erſten Klaſſen zweier Gymnaſien, aufgehoben 
worden, und mehreren Schulanſtalten in der Provinz ſteht daſſelbe Schickſal be⸗ 
vor. — Die Bäume ſtehen in ſchönſter Blüthe und die Saaten geben die Aus⸗ 
ſicht auf eine ſehr reichliche Erndte. 
Die Zeitung für Preußen meldet von der Ruſſiſchen Grenze: „Ein 
Gutsbeſitzer hatte bei der Regierungskaſſe eine Anleihe auf ſeine Güter gemacht 
und kehrte von der Gouvernementskaſſe beladen, man ſagt mit 30,000 Silber— 
rubeln nach Hauſe zurück. Gegen Abend nahm er in einem jüdiſchen Wirthshauſe 
Herberge, um nicht mit ſeiner Baarſchaft in der Dunkelheit auf den unſichern 
Seitenwegen reiſen zu müſſen, und forderte, unter Verſprechung guter Belohnung, 
den Wirth auf, dieſe Nacht keinen Reiſenden aufzunehmen. Um Mitternacht 
ward heftig an die Thür gepocht, und mehrere Stimmen begehrten Einlaß. Als 
der Wirth verſicherte, fein Haus ſei jo beſetzt, daß er keinen Fremden aufzuneh- 
men im Staude ſei, wurde die Thür erbrochen und der Kutſcher des Gutsbeſitzers, 
der den Eingang in das Zimmer feines Herrn mit feinem Körper verſperren wollte, 
auf eine grauſame Weiſe niedergemetzelt. Unterdeſſen gewann der Edelmann Zeit, 
ergriff feinen ſcharfgeladenen Doppelläufer und zielte fo gut, daß er zwei der An⸗ 
greifeuden todt zu Boden ſtreckte, die Uebrigen entkamen. Als ſpäter die Juſtiz 
herbei kam, erſtaunte man nicht wenig, als man in den beiden verkappten Gefal⸗ 
lenen den Regierungskaſſenrendanten, welcher dem Gutsbeſitzer das Geld Tags 
vorher ausgezahlt hatte, und ſeinen Sekretair erkannte.“ 


Griechenland. 

Athen, den 27. April. Das Gerücht, daß die Regierung auf eine ener- 
giſche Note Lord Palmerſton's 200,000 Drachmen als Zinſen für die von Eng⸗ 
land verbürgte Griechiſche Auleihe bezahlt habe, hat ſich nicht beftätigt. Hier 
herrſcht große Bewegung; die Deputirtenkammer iſt geſtern aufgelöſt worden. Es 
hieß, das Volk wolle die Militärmuſik benutzen, um ſich bei derſelben zu ver⸗ 
ſammeln und dann laut ein anderes Miniſterium fordern. Inzwiſchen macht der 
Premierminiſter Colettis ſelbſt mit den Patrouillen die Runde. 


Vermiſehte Nachrichten. 

Poſen, den 20. Mai. In der geſtrigen Sitzung der Stadtverordneten 
ſind, wie verlautet, nachfolgende Gegenſtände verhandelt worden: 1) Die Ve⸗ 
hufs der Laudemialablöſung vom Schilling ernannte Kommiſſton ſtattet ihren 
Bericht dahin ab, dah der jetzige Veſitzer des Schillings zum Verkauf deſſelben 
nicht berechtigt erſcheine, da der Beſitztitel noch nicht berichtigt fei; und daß ih⸗ 
nen die Einſicht der Originalacten über einen auf dem Schilling haftenden Rog⸗ 
genzins gewährt werde. Der Wohllöbl. Magiſtrat wurde um Erledigung der 
Bemerkung und Feſtſtellung der Legitimation erfuht. 2) Der Wohlloͤbl. Ma⸗ 
giſtrat zeigt in Folge Verichts des Armenkaſſen⸗Rendanten an, daß der etats⸗ 
mäßige Jahreszuſchuß aus der Kämmereikaſſe zu der Armenkaſſe im Betrage von 
8072 Thlr. bereits gänzlich abſorbirt fei und trägt auf einen Zuſchuß von 5000 
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Thalern an, welcher auch in Erwägung der Zeitverhältniſſe bewilligt wurde. 
3) Der Wohllöbl. Magiſtrat antwortet auf den Antrag um eine Abänderung der 
Abnahme des Bürgereides von Juden, daß bereits ein kürzeres Verfahren bei 
der Hochlöbl. Regierung beantragt ſei, worauf Beſchluß zu erwarten. Bis da⸗ 
hin ſolle nach Vorſchrift des Geſetzes nur ein Rabbiner, Aſſeſſor oder Schrift 
gelehrter zu dem Acte amtlich hinzugezogen und der Eid⸗Leiſtende aufgefordert 
werden, ſelbſt noch zwei zuläſſige Zeugen zu ſtellen. 4) Auf das vom Magiſtrat 
unterſtützte Geſuch der 24 hieſtgen Elementarlehrer um einen Theuerungszuſchuß 
wurden jedem derſelben 10 Thaler bewilligt. 5) Die Ablöſung eines Laude— 
miums vom ehemaligen Baardtſchen Grundſtück wurde genehmigt. 6) Des⸗ 
gleichen wurden 5 Konſenſe in Auseinanderſetzungs- Angelegenheiten vollzogen. 
7) Fünf Veräußerungs⸗Konſenſe wurden zur Vollziehung vorgelegt. Der Wohl⸗ 
löbliche Magiſtrat wurde erſucht, die einſchlägigen Acten zur Einſicht einzuſen⸗ 
den. 8) Mittheilung des Magiſtrats, daß die betreffenden Geiſtlichen erſucht 
worden find, den Gottesdienſt am 30ſten d. — dem Tage der Stadtverordneten⸗ 
Wahlen — um 9 Uhr beginnen zu laſſen. 9) Der Kaufmann Schie Jaffe 
wurde für berechtigt erkannt, das Vürgerrecht zu erwerben. 10) Vortrag über 
die Reviſton der Stadtſchulden-Tilgungskaſſe. Die Decharge kann vor Erle— 
digung eines Monitums des Magiſtrats nicht erfolgen. 11) Decharge der 
Rumfordſchen Suppenkaſſenrechnung. 12) Auf die Antwort des Wohllöblichen 
Magiſtrats in Betreff des neuen Chauſſeczuges über die Cybina nach der Fe— 
ſtungsbrücke zum Nachtheil von Oſtrowek, wird der Magiſtrat abermals erſucht, 
die Intereſſen der Stadt zu wahren, da, wie den Stadtverordneten wohl be= 
kannt ſei, die Sache nicht ruhe. 13) Auf die amtliche Mittheilung, daß in 
Folge Allerhöchſten Befehls die Mahlſteuer bis zum Uſten Auguſt c. ſuspendirt 
fei und auch der Kommunalzuſchlag von 502 bis dahin nicht erhoben werden 
dürfe, beſchließt das Kollegium, den Wohllöbl. Magiſtrat dringend aufzufor— 
dern, den Erſatz für den genannten Ausfall im Betrage von 5000 Thalern aus 
Staatsfonds erwirken zu wollen, indem ſich unwiderleglich herausgeſtellt habe, 
daß durch die Aufhebung jener Steuer weder Roggen- noch Weizenbrodt um 
das Geringſte größer geworden, mithin den Einwohnern nicht die mindeſte Er— 
leichterung zu Theil geworden ſei, weshalb der beregte Ausfall von 5000 Thlru. 
auch nicht durch eine anderweitige Steuer aus den Taſchen der Bürger gedeckt 
werden könne, weil dieſe ſonſt offenbar die genannte Summe zweimal zahlen 
müßten, und das zu einer Zeit, wo ihnen der Allerhöchſten Intention zufolge 
eine Erleichterung der zu tragenden Laſten gewährt werden ſoll. 14) Dem ꝛc. 
Seſſelmann wurde auf feine diesfällige Bitte eine Unterſtützung von 10 Tha— 


lern bewilligt. 15) Auf das vom Wohllöbl. Magiſtrat lebhaft befürwortete Un⸗ 
terſtützungsgeſuch eines Kommunalbeamten wird demſelben eine außerordentliche 
Unterſtützung von 25 Thalern bewilligt. 16) Auf eine diesfällige Mittheilung 
des Magiſtrats in Betreff der Erhebung der Wartha-Ufer⸗Gefälle beſchließt die 
Verſammlung, dem Antrage des Magiſtrats nicht beizutreten, vielmehr die Rechte 
der Stadt auf prozeßualiſchem Wege feſtſtellen zu laſſen. 17) Die Verpachtung 
der Stadtjagd auf dem Terrain von der Berliner-Chauſſee bis zur Warthe für 
die Summe von 196 Thalern wird genehmigt. 18) Ein Vortrag des Stadt: 
verordneten Hrn. Mamroth zur Regulirung und beſſern Amortiſirung der ge⸗ 
ſammten Stadtſchulden, ſowie zugleich zur Erbauung des dringend erforderlichen 
Krankenhauſes und zur Einrichtung einer allgemeinen Gasbeleuchtung in unfes 
rer Stadt wird einer Kommiſſion — den Hrn. ꝛc. Bielefeld, Hancke, Trä- 
ger und Mamroth — zur Prüfung überwieſen. 19) Die Verſammlung bes 
ſchließt den Wohllöbl. Magiſtrat um ſofortige Anſtellung einer angemeſſenen 
Zahl von Bettelvögten zu erſuchen, weil das Publikum auf überläſtige Weiſe von 
Straßen- und Hausbettlern, zumeiſt arbeitsſcheuen Individuen, behelligt werde. 


(Rübſen als Nahrungsmittel.) 

Seitens des Landes⸗Oeconomie-Kollegiums ift vor kurzem auf den Genuß 
und Anbau des Winterrapſes an Stelle der Kartoffel aufmerkſam gemacht worden. 

Unterzeichneter findet ſich veranlaßt, auf noch ein anderes Erſatzmittel hin⸗ 
zuweiſen, das ſich eben ſowohl jetzt in vieſen Gegenden bereits in anſehnlichen 
Mengen darbietet, als es andererfeits auch raſch und leicht beizuſchaffen iſt. Wir 
meinen den Ruͤbſen, der nicht nur durch die treibenden jungen Blaͤtter, als Kohl 
zubereitet, ſondern auch durch ſeine den teltower Ruͤben aͤhnlichen Wurzeln den 
Menſchen ein ſchmackhaftes Gemuͤſe liefern duͤrfte. 

Die vollitändige Ausnutzung der Ruͤbſenfelder zur menſchlichen Nahrung 
moͤchte um ſo weniger Bedenken leiden, als kein Landwirth wegen der dem— 
naͤchſtigen Wiederbeſaamung der von demſelben eingenommenen Lander in Ver: 
legenheit gerathen wird. 

Zum jetzt noch vorhandenen Anbau aber fuͤr den fraglichen Zweck empfiehlt 
ſich der Ruͤbſen noch inſofern beſonders, daß er raſcher — wenngleich weniger 
uͤppig — waͤchſt und mit weniger gutem, namentlich leichterem Boden und rau— 
herem Klima vorlieb nimmt. 1 Metze Saamen pro Morgen iſt ausreichend. 
Beilaͤuſig bemerkt, läßt ſich die Anſaat in guten Lagen auch in die Stoppel von 
abgeaͤrndtetem Getreide und, mit befferem Erfolge, unter Gerſte bewerkſtelligen. 

Berlin, den 12. Mai 1847. 8 
Landes⸗Oeconomie-Rath von Lengerke. 


Stadttheater in Poſen. 

Sonnabend den 22ſten Mai: Parthei-Wuth, 
oder: Die Kraft des Glaubens; Hiſtoriſches 
Schauſpiel in 5 Akten von Ziegler. (Sir Gottlieb 
Kooke: Herr Mayerhöfer, Regiſſeur vom Fürft- 
lichen Hoftheater zu Schwarzburg-Sondershauſen, 
als erſte Gaſtrolle.) 

Sonntag den 23ſten Mai: Die weiße Dame 
vom Schloſſe Avenel; romantiſch⸗komiſche Oper 
in 3 Akten von Scribe, Muſik von Boieldieu, für 
die Deutſche Bühne bearbeitet von J. B. Rouſſeau. 

Montag den 24ſten Mai: Der Bauer als 
Millionair, oder: Das Mädchen aus der 
Feenwelt; romantiſches Original-Zaubermährchen 
mit Geſang in 3 Aufzügen von Ferd. Raimund, 
Muſik von Drechsler. \ 


Todes = Anzeige. 

Den heute früh um 4 Uhr erfolgten Tod meiner 
älteſten Tochter Amanda Florentine in einem 
Alter von beinahe 7 Jahren zeige ich Verwandten, 
Freunden und Bekannten ſtatt jeder beſonderen Mel— 
dung hierdurch ganz ergebenſt an und bitte um ſtille 
Theilnahme. 

Poſen, den 20. Mai 1847. 

. Zillmann, Polizei-Inſpektor. 

So eben erſchien bei mir und iſt bei E. S. 
Mittler in Poſen zu haben: 

Mein Verhältniß 


zur Reformgenoſſenſchaft 


mein Abgang von Berlin. 
Zur Charakteriſtik der neueſten Beſtrebungen 
von 
Dr. Salomon Friedländer. 
Geheftet Preis 74 Sgr. 
Leipzig, im Mai 1847. 
Wilhelm Jurany. 


Bekanntmachung. 

Die verehrlichen Mitglieder unſerer Gemeinde 
benachrichtigen wir ergebenſt, daß mehrere Bewerber 
um die Ober-Predigerſtelle an unſerer Kirche von 
uns aufgefordert ſind, Probepredigten zu halten, 
und am zweiten Pfingſttage den 24ſten d. M. Herr 
Kandidat Palmié predigen wird. 

Poſen, den 20. Mai 1847. 

Der Vorſtand der evangeliſchen Kreuz⸗ 

_ Kirche. 


Ein unverheiratheter Koch, welcher im Stande 
iſt, einer großen Küche vorzuſtehen, findet fofort ein 
dauerndes Unterkommen. Wo? ſagt die Zeitungs- 
Expedition. 


Verkauf. 
Die den Wolffertſchen Erben gehörigen, zu 
Poſen in der Altſtadt unter der Hypotheken-Num⸗ 
mer 386. und 387. bei der Walliſcheier Brücke an 
der Ecke der Gerber- und Breitenſtraße belegenen 
Grundſtücke ſollen 
am Sten Juni d. J. 
vor mir aus freier Hand an den Meiſtbietenden ver⸗ 
kauft werden. Die Kauf- und Verkaufsbedingungen 
können bei mir eingeſehen werden. 
Poſen, den 19. Mai 1847. 
Krauthofer, Notar. 


Da dem Vernehmen nach in vielen Städten der 
Monarchie für die berühmten Spielkarten der v. d. 
Oſten ſchen Fabrik hierſelbſt keine Debitſtellen exi⸗ 
ſtiren, ſo erbiete ich mich denjenigen Conſumenten 
ſolcher Orte, wo in den Debit-Stellen dieſe Spiels 
Karten nicht zu haben ſind, oder auch zu höhern als 
auf den Couverts verzeichneten Fabrikpreiſen verkauſt 
werden, für die Zukunft auf ihre Beſtellung, die je— 
doch mindeſtens 10 Rthlr. betragen muß, gegen baare 
Zahlung, die nicht frankirt zu werden braucht, fols 
che mit werdender Poſt franko zuzuſenden und zwar 
zu folgenden ermäßigten Preiſen: 

- Mpift- Karten in Stahlſtich, ſonſt 15 Sgr. jetzt 
14 Sgr.; dieſelben in Holzſchnitt, ſonſt 124 Sgr. 
jetzt 12 Sgr.; L'Hombre-Karten in Kupferſtich, ſonſt 
13 Sgr. jetzt 123 Sgr.; Piquet⸗Karten in Stahl⸗ 
ſtich, ſonſt 6 Sgr. jetzt 54 Sge.; Deutſche Karten 
in Kupferſtich, ſonſt 7 Sgr. jetzt 6 Sgr.; dieſelb en 
in Holzſchnitt, ſonſt 6 Sgr. jetzt 53 Sgr. 
Stralſund, im Mai 1817. 2 
Carl Glöden, 
conceſſtonirter Spielkarten-Händler. 


Schöne große Oderbruch-Gerſte iſt zu haben bei 
Jacob Briske, Breslauerſtr. No. 2. 


Markt No. 52. 
ſind Woll-Niederlagen zu vermiethen. 


Eine große Woll⸗Niederlage iſt Friedrichs⸗ 
Straße No. 28. zu vermiethen. Pohl. 
Breslauerſtraße No. 40. verkaufe ich wies 
der gute und ausgetrocknete Waſchſeife 74 Pfd. 
für 1 Rthlr. Für gute Seife und reelles Gewicht 
garantirt W. J. Zuromski, 
j Seiſenſieder. 


i Ich habe einen Vorrath von circa 30 Schock Rog⸗ 


genſtroh zum Verkauf, was ich zur geneigten Be⸗ 


Waiene anzeige. — 
0 1 
Poſen, am alten Markt No G. Offiersti. 


Eine möblirte Stube und ein gutes Flü⸗ 
gel⸗Piano find zu vermiethen Friedrichs⸗ 
Straße No. 36. N 

Bo 


Organiſt an der ehemaligen Franziskaner Kirche. 


Friſch angelangte Engliſche Nußſteinkohlen aus 
dem Kahn zu auffallend billigem Preiſe ſind auf 


dem Graben No 10. zu verkaufen. 
Poſen, den 20. Mai 1847. 


Jacob Adolph. 


Sommerhandſchuhe 
für Damen, Herren und Kinder, in Seide, Zwirn 
und Baumwolle empfing und empſiehlt 
C. F. Schuppig. 


Friſche grüne Pomeranzen à 1 und 14 
Sgr. offerirt B. L. Dräger, 
Waſſerſtraße No. 30. 


Dem Wunſche meiner geehrten Gäſte genügend, 
werde ich vom Iften Juni c. ab wieder Mittag fpeie 
fen. Ich erſuche ein verehrliches Publikum, ſich auf 
Mittagtiſch bei mir abonniren zu wollen; ich werde 
billige und ſchmackhafte Speiſen liefern. 

Poſen, den 19. Mai 1847. 

C. Hirſchfelder, Markt Ro. 8. 


Großes Gung'lſchs Konzert. 


Einem geehrten Publikum die ergebenſte Anzeige 
daß das auf Mittwoch den 19ten > an e 
zert, der ungünſtigen Witterung wegen nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat. Daſſelbe findet heute Freitag den 
2lften Mai gewiß ſtatt. Anfang Nachmitt. 5 Uhr. 
Entrée a Perſon 21 Sgr. Wozu ergebenſt einladet 

Hildebrand, Königsſtraße No. 1. 


Sonnabend den 22ſten und 
Sonntag den 23ſten Mai: 


Garten-Konzer 


im ehemaligen Kubiekiſchen 9 Anfang 5 
Uhr Nachmittags. 
Montag den 2iſten Mai: a 


Morgen⸗Konzert. 


Anfang 5 Uhr früh. Entree für Herren 24 Sgr. 
(mit Einſchluß einer Dame). Wozu ergebenſt ein⸗ 
ladet u nr F. Zander. 


1. Ian Urbanowo ’ 

e en und Montag den 2aſten Mai 

Nachmittag großes Garten Konzert. 

Anfang 5 Uhr, ſo wie Sonntag großes Morgen⸗ 

Konzert im Garten, Anfang zwiſchen 4 und 5 

Uhr äh er pro Familie 3 Sgr., pro Perfon, 
gr. „ * 


18 
(Hierzu eine Beilage.) 


2 116. 


den 21. Mai 1847. 


Landtags ⸗ Angelegenheiten. 


Sitzung der Vereinigten Kurien am 14. Mai. 
(Schluß.) y 

Referent (fährt fort): Es iſt ferner geſagt worden, daß mehrere Pro⸗ 
vinzen — 2 Kosten, ohne Garantie des Staats, eine ſolche Anſtalt er⸗ 
richten könnten, und namentlich iſt dabei auf ſehr ſchmeichelhafte Weiſe Schle⸗ 
ſien erwähnt worden. Ich will zugeben, daß Schleſten vielleicht einige Mittel 
dazu beſitzen könnte ich weiß jedoch nicht, ob dieſe ausreichend genug find, 
nachdem die ſchleſiſche Ritterſchaft 40 Millionen Pfandbriefe unter eigener 
Garantie ausgegeben hat. Wenn aber auch die Bedenklichkeiten wegen Ueber⸗ 
nahme der Garantie durch die Provinz beſeitigt werden könnten, ſo iſt die 
Garantie des Staats, wenn auch nur ſubſidiariſch, doch darum von größerem 
Erfolg, weil fie den Kredit der Rentenbank ſteigert, den Cours der Renten⸗ 
Briefe hebt. Ich komme auf den Punkt zurück, den ein geehrter Abgeordne⸗ 
ter aus Weſtphalen erwähnte, nämlich aus den entwickelten Gründen ſich nicht 
für befugt zu erklären, eine Garantie zu übernehmen. Dies iſt allerdings 
Gewiſſensſache eines jeden Einzelnen. Um unnöthige Wiederholungen zu ver⸗ 
meiden, fo verweiſe ich auf diejenigen Ausführungen in Bezug des rechtlichen 
Prinzips unſeter ſtändiſchen Wirkſamkeit, welche in den erſten Tagen unſerer 
Debatten der geehrte Abgeordnete für die Stadt Poſen hier entwickelt hat, 
welchem ich mich aus voller Ueberzeugung anſchließe und ich nicht zugeben 
kann, daß es Abweichungen zwiſchen der älteren und der Gefeggebung vom 
3. Februar von der Art ſind, wie ſie hier von mehreren Seiten dargeſtellt 
wurden. Meiner Ueberzeugung folgend, glaube ich, meinen Namen unbefleckt 
und tadellos meinen Nachkommen zu hinterlaſſen, obwohl ich jene Bedenken 
nicht theile. Es iſt hier bereits ausgeſprochen worden, daß nur die, welche 
vom Vertrauen, von der Gnade lebten, jenen Anſichten nicht beipflichten könn 
ten. Ich glaube nicht, daß Einer unter uns von der Gnade leben will, wohl 
aber Viele im Vertrauen. Im Vertrauen auf die Königlichen Worte, in de⸗ 
nen ich Sicherheit und Bürgſchaft für die Zukunft unſerer ſtändiſchen Ver⸗ 
hältniſſe erblide. Indem uns die in den früheren Geſetzen den Reichsſtänden 
vorbehaltenen Befugniffe durch das neuere Geſetz zuerkannt worden ſind, ſind 

wir auch befugt, über die Staats⸗Garantie zu beſchließen. (Bravo!) 
Abg. Frhr. v. Vin cke: Ich habe nicht geſagt, daß ich den Vereinigten 
Landtag nicht für befugt halte, das iſt mir nicht eingefallen. Ich halte den 
Landtag für kompetent, ſeine Zuſtimmung zu ertheilen. Ich habe aber geſagt: 
wir beſinden uns nicht in der Lage, daß wir dies können, aus den von mir 
angeführten Gründen. N ; 

Abg. Berndt: Ich glaube, daß die Provinzen Schleſien und Polen 
nie verlangen werden, daß der ganze Staat ſchon jetzt eine Garantie leiſte 
für etwas, was ganz rein provinzieller Natur iſt. Ich glaube auch, daß den 
betreffenden Intereſſenten ganz anheimgeſtellt iſt, die Sache auf ihren Land⸗ 
tagen zu reguliren. Auch bin ich der Meinung, daß nicht einmal eine Ga⸗ 
rantie des Staats unbedingt erforderlich iſt, da dieſe Landrenten-Scheine, wie 
die Abtheilung in ihrem Gutachten hinlänglich auch nachgewieſen hat, allen 
Intabulaten vorſtehen und ſolche dieſelbe Sicherheit gewähren, als die Pfand⸗ 
driefe der ſchleſiſchen Ritterſchaft. Aus dieſen angeführten Gründen muß ich 
mich gegen eine Garantie von Seiten des Staats verwahren. 

Abg. v. Werdeck: Ein Mitglied hat ſich gegen die Staats-Garantie 
für die projektirte Rentenbank ausgeſprochen. Ich theile darin vollkommen 
ſeine Anſicht, daß die Rentenbank, ihrer Natur nach, beſonders von lokalem 
Intereſſe iſt. Ich glaube aber, wir müſſen und können dreiſt an die Sache 
gehen und die Zustände fo ins Auge faſſen, wie wir ſie erblicken können, ab⸗ 
geſehen von den Beſtimmungen und Zweifeln, zu welchen die verſchiedene 
Auffaſſung der Geſetze Veranlaſſung geben könnte. (Lärm.) 

Marſchall: Meine Herren, ich bitte um Ruhe! Et 

Abg. v. Werdeck: Ich kann mich nach alledem, was gegen dieſe Garan⸗ 
tie vorgebracht worden iſt, nur dafür erklären, daß man dieſelbe übernehme. 

Abg. Hanſemann: Diejenigen Einwendungen, welche von Seiten 
eines verehrten Abgeordneten der Provinz Weſtphalen und eines anderen Ab- 
geordneten der Rheinprovinz gegen das Geſetz in der Beziehung gemacht wor⸗ 
den find, daß hier nicht eine Garantie des Staates zweckmäßig eintreten 
dürfe, ſondern daß es vielmehr eine reine provinzielle Sache fei, weil die 
eine Provinz, wie z. B. die des Rheins, ſich nicht ſo ſehr um die anderen 
Provinzen zu bekümmern habe, — dieſe Einwendungen theile ich nicht. Ich 
erkläre mich gegen dieſe Anfichten und glaube, daß die Mehrzahl der Depu⸗ 
tirten der Rheinprovinz in allen Abſtimmungen hier bewieſen hat, wie großen 
Werth ſie darauf legt, daß wir ein einiges Vaterland erhalten. (Allgemei⸗ 
ner Bravoruf.) Beiläuſig aber bemerke ich, daß dergleichen Aeußerungen 
doch nicht ſcharf zu beurtheilen find, weil gerade in der Geſetzgebung, in 
Folge deren wir hier ſind, manche provinzielle Abſonderungen befördert wer⸗ 
den. Ich gehe jetzt auf den Gegenſtand über. Eine der wichtigſten Beſug⸗ 
niſſe, die Ihnen übertragen worden iſt, meine Herren, befjeht darin, daß 
Sie die Staatsfhulden garantiren können, daß Sie die Staatsſchulden zu 
überwachen haben. Nach meiner Meinung nun muß der Staat, wenigſtens 
in manchen Provinzen, noch mehr thun, als nach den vorliegenden Aeußerun⸗ 
gen geſchehen ſoll. Ich halte es nicht für genügend, daß die Freiheit des Ei⸗ 
denthums in den öſtlichen Provinzen auf 55 oder mehr Jahre hinausgeſcho— 

en wird, ich halte für nützlich, gleichwie in anderen Staaten geſchehen, und 
gleichwie man es in Weſtphalen in drei oder vier Kreiſen ſeitens des Staats 
bereits gemacht hat, daß der Staat ein Mehreres thue und aus ſeinen Mit⸗ 
teln noch zulege, damit dieſe Freiheit der Belaſteten eher eintrete. Alles dies 
nun, meine Herren, ſind Bedingungen, die durch die Verhandlungen mit 
den Provinzial⸗Ständen fi) klar machen werden. Durch dieſes Verfahren 
wird auch in der Zeit nichts verloren werden, denn es können nicht eher Ren⸗ 
ten⸗Banken eingeführt werden, als nachdem die Verhandlungen mit den Pro⸗ 
vinzial⸗Ständen ſtattgefunden haben. Der Regierung ſteht es frei, ſie zu 
berufen in kurzer 55 es ſteht ihr frei, ſie vielleicht im nächſten Jahre zu 
8 fen. In dieſem Jahre glaube ich ſchwerlich, daß es geſchehen werde. 
(Gelächter.) Aber wenn wir die Zeit, die bisher erforderlich geweſen, um in 
Folge der Berathungen mit den Provinzial⸗Ständen Geſetze auszuarbeiten, 
veranſchlagen, fo werden wir in der nämlichen Zeit auch recht gut hier wie⸗ 
der zuſammenkommen können, inſofern die Regierung uns berufen will. Ich 
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meines Theils glaube, daß die Regierung uns berufen werde in einer kürze⸗ 
ren Zeit, als in 4 Jahren. Ich entwickele Ihnen meine Gründe dafür nicht 
hier; ich ſehe fie in den Allgemeinen Landes-Bedürfniffen. Aber ich will nicht 
annehmen, daß eine Abſicht da ſei, wenn ſolche Landes-Bedürfniſſe ſtattfinden, 
uns nicht einzuberuſen; denn wenn eine ſolche Abſicht da ſein ſollte, ſo wäre 
das für mich ein Grund, gerade jetzt auf die Forderung der Staats-Garan⸗ 
tie Nein zu ſagen. Ich bin alſo in dem Falle, zu ſagen: Entweder wir 
werden bald einberufen werden, in längſtens 2 Jahren (Murren von einigen 
Seiten), ſo geht in der Zeit gar nichts verloren, nicht das Allergeringſte; 
oder wir werden nicht einberufen, nun dann geſtehe ich, daß (Lärm), ſo lange 
man ſich auf ſo unſicherem Boden befindet, ich ſehr ſchwer daran kommen 
würde, eine Garantie dieſer Art zu leiſten. Aber, wie ich erſt ſchon bemerkte, 
ich leiſte fie auch aus anderen Gründen nicht, nämlich, weil eine Finanz⸗ 
Verwaltung, wo es ſich von Staatsſchulden handelt, vor allen Dingen die 
größte Genauigkeit in allen Stipulationen feſthalten muß, und Sie, meine 
Herren, haben die Pflicht, darauf zu achten, daß ſtets eine ſolche Genauig⸗ 
keit eintrete, damit wir Geſetze haben, die wir verſtehen, wenn von Staats- 
ſchulden⸗Angelegenheiten die Rede iſt. 

Einige Stimmen: Bravo! 

Eine Stimme (auf der Seite der Herrenbank): Abſtimmung! 

Marſchall: Die Zeit iſt ſchon ziemlich weit vorgerückt, es haben ſich 
noch mehrere Redner um das Wort gemeldet ... Der Herr Landtags⸗ 
Kommiſſar wünſcht noch zu ſprechen 

Landtags-Kommiſſar: Es war nicht in dem Geſetz von 1820 vor⸗ 
geſchrieben, daß zur Uebernahme von Garantiten die Zuſtimmung von Reichs⸗ 
Händen erforderlich ſei, und eben fo wenig iſt in dem Geſetze vom 3. Febr. 
d. J. eine ſolche Vorſchrift enthalten. Der Staat iſt ſehr häuſig in dem Fall, 
Garantieen übernehmen zu müſſen; er hat ſeit 1820. vielfältige Garantieen 
von größerem und geringerem Umfange übernommen, ohne ſich deshalb den 
Vorwurf machen zu dürfen, das Staatsſchulden-Geſetz von 1820 überſchritten 
zu haben. Er hat die Garantie übernommen, gerade in, der gegenwärtigen 
Vorlage analogen, Fällen, namentlich für die Rentenbanken von Paderborn, 
Wittgenſtein und für das Eichsfeld, ohne es für nöthig zu halten, deshalb 
die Form des Gejeges von 1820 zu erfüllen. Er hat wegen der großen Me⸗ 
liorationen in der Provinz Preußen für, den Landrenten-Briefen ganz ähn⸗ 
liche, Kreis⸗Obligationen ebenfalls die Garantie übernommen. Alſo nicht, weil 
in dem Geſetze vom 3. Februar d. J. die Nothwendigkeit begründet war, 
die Zuſtimmung der hohen Verſammlung zur Garantie für die ſchleſiſchen 
oder andere Landrenten-Briefe zu erhalten, iſt die Vorlage gemacht. Es iſt 
aber nicht zu läugnen, daß aus einer Garantie die Nothwendigkeit hervorge⸗ 
hen kann, Darlehne aufzunehmen. Wenn der Staat Garantieen übernimmt, 
die er nicht erfüllen kann, ohne ſpäter Darlehne aufzunehmen, ſo würden 
dieſe ſelbſtredend an die Zuſtimmung der hohen Verſammlung gebunden ſein, 
und aus dieſem Grunde ſchien es bei einem ſo bedeutenden Gegenſtande, wie 
der vorliegende, räthlich, ſich der Zuſtimmung der hohen Verſammlung im 
voraus zu verſichern. Es handelt ſich hier von einer Maßregel, die für den 
Augenblick nur zwei Provinzen betrifft, die aber möglicherweiſe nach dem 
Wunſche der übrigen Provinzen über die ganze Monarchie ausgedehnt werden 
kann. Es handelt ſich um eine möglicherweiſe den ganzen Staat umfaflende 
Maßregel, von einer Maßregel, welche das Gouvernement möglicherweiſe in 
größere Verpflichtungen verwickeln könnte, deshalb habe ich geſagt, es ſei 
dies der Grund geweſen, weshalb die Regierung ſich der Zuſtimmung der ho⸗ 
hen Verſammlung im voraus zu vergewiſſern wünſche. 

Finanz⸗Miniſter von Düesberg: Mich dem anſchließend, was mein Hr. 
Kollege eben geſprochen hat, bemerke ich, daß es ſich hier nicht um ein Finanz⸗ 
Geſetz handelt, ſondern um eine Maßregel im Intereſſe der Landeskultur, 
welche von mehreren Provinzen als ein dringendes Bedürfniß anerkannt wor⸗ 
den iſt. Vermittelſt der Renten-Banken werden die Ablöſungen befördert 
und beſchleunigt. Es fragt ſich nur, iſt es von weſentlichem Intereſſe und 
Nutzen, daß auch der Staat, um den Landrenten⸗Briefen Cours zu verſchaf⸗ 
fen, herleiht und, wenn wider Erwarten eine Stockung entſteht, mit feinen 
Geldmitteln zutritt, bis feſtſteht, ob dieſe Zahlungen definitiv der Staatskaſſe 
zur Laſt zu fiellen oder, wo es nöthig if, dieſerhalb der Regreß zu nehmen 
ſei an die Provinz, zu deren Gunſten die Landrenten-Bank geſtiftet if. Es 
kann nur die Frage ſein, ob vom finanziellen Standpunkte Bedenken vor⸗ 
handen ſind, eine ſolche Garantie eintreten zu laſſen. Es waltet meines Er⸗ 
achtens kein Bedenken hiergegen ob, und ich habe daher keinen Anſtand ge⸗ 
nommen, mich dafür zu erklären. Sollten große Kalamitäten eine Stockung 
in den Geld⸗Verhältniſſen hervorbringen, fo wird der Staat hier wie in an- 
deren Verhältniſſen Rath ſchaffen; in welchem Maße dies geſchehen kann, 
läßt ſich nicht beſtimmen, ſondern es müſſen die Umſtände entſcheiden. Bei 
einer Frage, wie ſie hier vorliegt, hat man dergleichen außerordentliche Um⸗ 
ſtände nicht hauptſächlich zu berückſichtigen; es iſt vielmehr ins Auge zu faſſen, 
daß die ganze Grundlage der Landrenten-Vanken eine fo vollkommen ſichere 
iſt, daß daraus der Staatskaſſe in der Regel keine Laſt erwüchſe. Aus die⸗ 
ſen Gründen kann es nicht darauf ankommen, es zu ermitteln, wie hoch ſich 
die Summe der Real-Laften und der Betrag der Garantie belaufen werde, 
und die Arbeit dürfte zum Theil ganz vergeblich ſein, weil nicht in allen Pro⸗ 
vinzen Landrenten-⸗Banken errichtet werden ſollen, ſondern nur da, wo fie 
aus dem Wunſche der Provinz hervorgehen. Wo dies der Fall iſt, kann es 
nicht darauf ankommen, im voraus zu ermitteln, wie hoch die Summe iſt, 
zumal fie ſich nicht vollſtändig beſtimmen läßt. 

Marſchall: Wenn der Fall eintreten ſollte, daß die Sitzung, welche 
morgen ſtattfinden wird, frühzeitig genug zu ſchließen wäre, fo würden noch 
wahrſcheinlich in beiden Kurien Sitzungen fattfinden. Für die Kurie der drei 
Stände hat meines Wiſſens der Marſchall ſchon die Gegenſtände bezeichnet, 
die dann verhandelt werden würden. Für die Herren-Kurie würde der Ge⸗ 
genſtand der Berathung die Königliche Propoſttion wegen Abſchätzung bäuer⸗ 
licher Grundſtücke fein. Die nächſte Sitzung wird alfo morgen früh um 10 
Uhr ſtattfinden, und die jetzige ift geſchloſſen. (Schluß der Sitzung.) 


Sitzung der Vereinigten Kurien am 15. Mai. _ 
Die Sitzung beginnt um 104 Uhr unter Vorſitz des Marſchalls Fürſten 
zu Solms. Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen u. genehmigt. 
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Marſchall: Wir fahren fort in der geſtern abgebrochenen Berathung. 
Ich bitte den Referenten, den Platz einzunehmen. Der Abgeordnete v. Becke⸗ 
rath hat das Wort. x 

Abg. v. Beckerath: Der Königliche Herr Kommiſſar hat am Schluſſe 
der geſtrigen Sitzung die Erklärung gegeben, daß eine Garantie des Staates 
nicht einer Anleihe des Staates gleich zu achten ſei, ſondern nach wie vor 
ohne Zuſtimmung der Stände ertheilt werden könne. Es liegt über dieſen 
Gegenſtand ein Antrag vor, der zu einer ausführlichen Verhandlung Anlaß 
geben wird. Nichtsdeſtoweniger liegt mir, als dem Erſten, der nach dem Kö⸗ 
niglichen Kommiffar das Wort erhielt, die ernſte Verpflichtung ob, auf dieſe 
Erklärung ſofort zu erwiedern, daß zwiſchen Anleihe und Garantie, zwiſchen 
unmittelbarer und mittelbarer Schuld-⸗Verpflichtung ein Unterſchied, der hier 
in Betracht kommen kann, nicht vorhanden if, daß ein Bürgſchaftsſchein des 
Staates für Kapital und Zinſen ein Staatsſchulden-Dokument iſt, welches 
nach §. 2 des Geſetzes vom 17. Januar 1820 nicht ohne Zuſtimmung der 
Stände ausgeſtellt werden darf. Es iſt wahr, daß mehrere Staats-Garan⸗ 
tieen ohne dieſe Zuſtimmung vollzogen worden ſind; aber es iſt auch wahr, 
daß dadurch eben fo viel Wunden dem Vertrauen in die Regierung geſchla⸗ 
gen worden find, Wunden, die von jetzt an heilen, nicht ſich vermehren ſoll⸗ 
ten. Meine Herren, ich ſtehe hier nur ein einzelner Mann, aber auch die 
Stimme des Einzelnen hat Kraft, wenn ſie aus der Wahrheit iſt, wenn ſie 
Wiederhall im Lande findet, und Wiederhall im Lande wird es finden, wenn 
ich ſage, daß das Rechtsgefühl des Volkes jene Interpretation verwirft! und 
eben ſo bin ich gewiß, daß die Zuſtimmung in der Verſammlung mir nicht 


fehlen wird, wenn ich hinzufüge, daß die Stände niemals eine Garantie, zu 


der ſie ihre Zuſtimmung nicht gegeben, als gültig anerkennen werden! Ich 
gehe jetzt über zu der Königlichen Votſchaft, und ich geſtehe, daß ich zur Be⸗ 
rathung derſelben in den beiden Vereinigten Kurien keinen geſetzlichen Anhalte⸗ 
punkt zu finden vermag, wenn es ſich nicht um die Zuſtimmung zu einer 
Finanz⸗Operation handelt, die einer Anleihe gleich zu achten iſt. Der Herr 
Landtags⸗Kommiſſar hat ſelbſt erklärt, daß dieſe Königliche Botſchaft kein 
Geſetz⸗Entwurf ſei; wäre ſie ein ſolcher, ſo müßte die Berathung in jeder 
einzelnen Kurie beſonders erfolgen. In beiden Vereinigten Kurien dürfen 
nach, F. 14 des Grfeges über die Bildung des Vereinigten Landtages nur Pro⸗ 
pofltionen wegen Aufnahme neuer Staats-Anleihen, Einführung neuer oder 
Erhöhung der beſtehenden Steuern berathen werden. Wenn alſo nicht einer 
der beiden Fälle vorhanden iſt, wenn es ſich nicht um die Aufnahme neuer 
Staats⸗Anleihen oder neuer Steuern handelt, fo würde die heutige Verathung 
ganz außer dem Geſetz fein. Ich nehme alſo, wie geſagt, an, daß es ſich um 
die Zuſtimmung zu einer Finanz⸗Operation handelt, die einer Anleihe gleich⸗ 
kommt. Da aber in der Denkſchrift, die der Königlichen Botſchaft beiliegt, 
noch in Frage geſtellt und der Berathung der Provinzial-Landtage vorbehal⸗ 
ten iſt, welcher Satz für die Kapitaliſtrung der Renten, welche Annuität feſt⸗ 
geſtellt werden ſoll, da ferner der Umfang der Garantie, die wir leiſten follen, 
nicht angegeben ift, fo ſcheint mir zu meinem Bedauern die Angelegenheit noch 
nicht ſo vorbereitet, daß der gegenwärtige Vereinigte Landtag deshalb einen 
Beſchluß faſſen könnte. Zweckmäßig iſt es, daß die Provinzial⸗Landtage die 
Maßregel vorberathen und durch dieſes Reſultat ein genauer und ſicherer 
Ueberblick über das Bedürfniß in allen Theilen des Staats erlangt werde; 
aus dieſer Rückſicht ſchließe ich mich im Weſentlichen dem Amendement an, 
welches ein geehrtes Mitglied der ſächſtſchen Ritterſchaft eingebracht hat; nur 
möchte ich mir im Eingange einen Zuſatz erlauben. (Lieſt vor.) »Die Ver⸗ 
ſammlung erkennt die Nützlichkeit bon Rentenbanken an, durch welche die 
Ablöſung der auf dem Grundeigenthum noch haftenden Reallaſten bewirkt, 
und für welche nach eingeholter Zuſtimmung der Stände die Garantie des 
Staates geleiſtet werden ſoll; ſie ſtellt jedoch den Antrag, daß (folgt das 
Amendement des Herrn Grafen von Helldorf): 1) zuvörderſt in jeder ein⸗ 
zelnen Provinz das Maximum des Betrages der für die Rentenberechtigten 
auszuſtellenden Rentenbriefe durch die Vehörden möglichſt approximativ er⸗ 
mittelt werde; 2) demnächſt unter Mittheilung des Reſultats dieſer Ermitte⸗ 
lungen an die betreffenden Provinzialſtande dieſe veranlaßt werden, wegen 
Fefifiellung der von den Verpflichteten in ihrer Provinz zu leiſtenden Jah⸗ 
reszahlungen zu berathen; 3) endlich auf Grund der nach 1 und 2 ſich her⸗ 
ausſtellenden Ergebniſſe ein die näheren Beſtimmungen der Staatsgarantie 
für die Rentenbanken enthaltender Geſetz-Entwurf dem nächſten Vereinigten 
Landtage vorgelegt werde« Es wird allerdings hierdurch eine Verzögerung 
entſtehen, allein abgeſehen davon, daß dies unvermeidlich erſcheint, wird auch 
deshalb ein eigentlicher Nachtheil für den Erfolg nicht zu beſorgen fein, da 
die gegenwärtige Lage des Geldmarktes fo beſchaffen iſt und wahrſcheinlich 
eine Zeit lang auch noch ſo verbleiben wird, daß für jetzt die Maßregel doch 
nicht zu einem gedeihlichen Ziele führen würde. Schließlich muß ich noch die 
Leiſtung der Staats-Garantie gegen einen Einwurf vertheidigen, der haupt⸗ 
ſächlich von einem geehrten Mitgliede der weſtphäliſchen Ritkerſchaft gemacht 
worden iſt; daſſelbe ging von der Anſicht aus, daß dieſer Gegenſtand, weil 
eine Provinz vor der anderen dabei betheiligt fei, mehr provinzieller Natur 
ſei, und daß es nicht zweckmäßig erſcheine, dafür die Garantie des Staates 
eintreten zu laſſen. Ich billige es, daß die finale Vertheilung des Verluſtes, 
der möglicher Weiſe entſtehen könnte, den einzelnen Provinzen zur Laſt falle, 
die den Rutzen davon ziehen; ich würde es aber nicht billigen, wenn der Staat 
bei dieſem Unternehmen ſeine Mitwirkung, die Unterſtützung durch ſeinen 
Kredit, verſagen und nicht eventuell Opfer zu tragen ſich bereit erklären ſollte. 
Meine Herren! Ich will keine Centraliſation, die die Eigenthümlichkeit der 
Ake vernichtet. Der Staat ſei mannigfaltig in der Einheit, aber ich 
ekämpfe jeden Provingalismus, der ſich der Einheit entgegenſtellt. (Bravo.) 
Landtags⸗Kommiſſar: Der geehrte Redner, der fo eben geſpro⸗ 
chen, hat richtig bemerkt, daß die Frage: ob die Garantien unter dem Begriff 
der Darlehne fielen und deshalb unter das Geſetz vom 3. Februar zu ſubſu⸗ 
miren ſeien, bei einer dieſen Gegenſtand betreffenden Petition zu einer aus⸗ 
führlichen Erörterung kommen werde. Ich will ſehr gern die gründliche Er⸗ 
örterung dieſer Frage bis zu dieſem Zeitpunkt hinausſchieben. Nichtsdeſtowe⸗ 
ger aber muß ich mich auf die gegen, meine früheten Aeußerungen gerichteten 
Angriffe hier mit einigen Worten äußern. Eine Garantie iſt allerdings eine 
Schuldverpflichtung, aber nicht jede Schuldverpflichtung iſt ein Darlehn. Da⸗ 
rum habe ich behauptet, daß eine Garantie kein Darlehn ſei. Lediglich aber 
von Darlehen ſpricht das Geſetz vom 17. Januar 1820. Deshalb hat ſich 


auf Darlehen, ſondern auf Verbindlichkeiten jeder Art, 


die Regierung in ihrer Befugniß, in ihrem Rechte zu befinden geglaubt, in⸗ 
dem ſie zwiſchen dem 17. Januar 1820 und dem 3. Februar 1847 eine ganze 
Reihe von Garanticen, größeren und geringeren Umfanges, übernahm, ohne 
daß dadurch der Eid der Mitglieder der Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchul⸗ 
den verletzt wäre, ohne daß fie ſich deshalb einer Verletzung des Staatsſchul⸗ 


den⸗Geſetzes vom 17. Januar 1820 ſchuldig gemacht hätte. Dieſes deſagt nur: 


daß neue Staates-Darlehen nicht anders, als unter Mitgarantie und Zuziehung 
der künſtigen Reichsſtände aufgenommen werden können. Daſſelbe ſchreibt 
das Geſetz vom 3. Februar 1847 vor, und darum glaubt die Verwaltung 
auch heute in ihrem Rechte zu fein, wenn fie nicht für jede Garantie, die 
fie übernehmen will, die Zuſtimmung des Vereinigten Landtags in Anſpruch 
— 7 Die Fälle der Garantie -Uebernahme find in der Verwaltung ſehr 
häuſig. 
Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Ich will mir nur erlauben, noch vom Rechts⸗ 
ſtandpunkte aus das vorliegende Geſetz zu beleuchten, indem ich das, was die 
Nützlichkeit betrifft, den Herren überlaſſen muß, welche mit mehr techniſchen 
Keuntniſſen die Sache beurtheilen können, wie ich es vermag. Ich bemerke: 
die Frage, um die es ſich handelt, iſt einfach die, ob der Staat unter gewiſ⸗ 


ſen Bedingungen die Garantie für die Rentenbanken übernehmen fol. Es. 


iſt geſagt worden, man könne keine Garantie übernehmen, wenn man nicht 
den Umfang derſelben überſehen könnte, jeder gute Hausvater werde ſich zuerſt 
einen Ueberſchlag machen und nachſehen, für welche beſtimmte Summe er die 
Gewähr übernehmen ſolle. Die Bürgſchaften beziehen ſich aber nicht blos 
a Nun giebt es Ver⸗ 
bindlichkeiten, wo man unmöglich im voraus berechnen kann, auf wie hoch 
ſich die etwaige künftige Vertretung belaufen wird. Der §. 250 Thl. I. Tit. 
14 A. L. R. beſtimmt: „Auch für den Nachtheil, welcher aus den unerlaub— 
ten Handlungen eines Anderen, oder aus der Vernachläſſigung feiner Pflich⸗ 
ten entſtehen könnte, kann Bürgſchaft geleiſtet und gefordet werden.“ Dieſe 
Beſtimmung trifft z. B. auch den Fall, wenn Jemand für einen Vormund 
eine Vürgſchaft leiſtet, wo der Bürge für alle die Handlungen des Vormun⸗ 
des, wobei dieſer ſich ein Verſehen hat zu Schulden kommen laſſen, vertreten 
muß. Dieſe Vertretungs-Verbindlichkeit kann bei einer wichtigen Vormund⸗ 
ſchaft von großer Bedeutung ſein. Ich bemerke aber ferner, daß ſich eine 
beſtimmte Summe, für welche nach dem vorliegenden Entwürfe eine Garantie 
übernommen werden ſoll, ſich im voraus nicht ermmitteln läßt. Das hängt 
zunächſt davon ab, ob überhaupt und in welchen Provinzen Renten-Vanken 
werden zu Stande kommen. Ferner wird ſich die Summe des Geſammt-Ka⸗ 
pitals, wenn fie auch wirklich mit großen Koſten ermittelt werden ſollte, im⸗ 
mer nur approximativ beſtimmen laſſen, und in jedem Augenblick kann ſich 
dieſelbe wieder ändern, wie z. B. bei jeder Ablöſung von Reallaſten. Es 
wird alſo ein ſicheres Reſultat nicht erzielt werden können, dieſe Ermittelung 
würde aber zum Theil ganz unnütz ſein, weil, wie ſchon anderweitig erwähnt, 
wahrſcheinlich nicht in ſämmtlichen Provinzen der Monarchie Rentenbanken 
werden errichtet werden. Es iſt namentlich von einem Abgeordneten der Rit⸗ 
terſchaft aus der Provinz Brandenburg erklärt worden, daß nur in einem 
kleinen Theile der Provinz ſolche Banken entſtehen würden. 
auch ferner keine Gefahr für die Staatskaſſe darin. Schließlich will ich noch 
bemerken, daß das Gouvernement nur im Intereſſe des Landes dieſen Vor⸗ 
ſchlag gemacht hat, wie allſeitig ſchon anerkannt worden iſt. Auch ohne 
Staats⸗Garantie iſt, wie gezeigt, genügende Sicherheit vorhanden; dieſe ſoll 
ja nur hauptſächlich dazu dienen, den Rentenbriefen einen feſten und ſiche⸗ 
ren Cours bei der Börſe zu verſchaffen. Einen Aufſchub, um den Geſammt⸗ 
werth aller ſolcher Reallaſten zu ermitteln, um dann nach vier Jahren, wo 
der Vereinigte Landtag wieder zuſammentreten ſoll, dieſe Sache abermals zur 
Beſchlußnahme vorzulegen, halte ich hiernach nicht für begründet. 

Marſchall: Falls der Abgeordnete Knoblauch eine perſönliche oder 
ein auf ein Faktum ſich beziehende Bemerkung zu machen hat, ſo werde ich 
ihm außer der Reihe das Wort geben. 

Abg. Knoblauch: Auf die Bemerkung des Königl. Herrn Kommiſſars, 
daß die Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden bei den bisher ertheilten Ga⸗ 
rantieen nicht das geringſte Bedenken gehabt habe, erlaube ich mir meinerfeits 
zu erklären, daß die Haupt-Verwaltung nie in den Fall gekommen iſt, des⸗ 
halb befragt zu werden und ſich darüber zu äußern, ausgenommen in einem 
einzigen Falle, wo ihre Mitwirkung wirklich in Anſpruch genommen worden 
iſt. Bei dieſer Gelegenheit hat ſich jedoch gezeigt, daß verſchiedene Meinungen 
in ihrer Mitte obwalten. Welche Verſchiedenheit der Meinungen außerdem 
hervorgetreten wäre, wenn jene Verwaltung auch noch bei anderen Veranlaſ⸗ 
ſungen befragt worden, darüber gebührt mir kein Urtheil. Ich meines gerin⸗ 
gen Theils muß aber erklären, daß ich in meinem Gemüthe tief bewegt wor⸗ 
den bin, ſeitdem ich durch die Erklärung des Königl. Herrn Kommiſſarius 
am Schluß der geſtrigen Sitzung gehört habe, daß auch jetzt, nachdem Se. 
Mujeſtät der König den Vereinigten Landtag berufen und ihm die Befug⸗ 
niſſe der Reichsſtände in dieſer Beziehung beigelegt haben, daß alſo auch 
künſtig noch ein Unterſchied gemacht werden ſoll zwiſchen Staats-Garantie 
und Staatsſchulden. Darlehne find nur eine Unterabtheilung von Staats“ 
ſchulden, welche überhaupt ohne Mitwirkung von Reichsſtänden nicht gemacht 
werden dürfen. Garanticen gehören aber meinem Rechtsgefühle nach und nach 
dem Urtheil vieler Rechtskundigen unzweifelhaft in die Kategorie der Schul⸗ 
den. (Bravo!) Wenn alſo auch jetzt, nachdem auf den Vereinigten Landtag 
die Vefugniſſe der Reichsſtände in der erwähnten Beziehung übergegangen 
find, der Unterſchied zwiſchen Staats-Garanticen und Staatsſchulden fort⸗ 
dauert, fo geſtehe ich, ohne mich meines Theils auf die Gefege ſelbſt näher 
einzulaſſen, wozu ſich ſpäter Gelegenheit darbieten wird, daß für mich alsdann 
der weſentlichſie Anhaltspunkt zum Verſändnih ſowohl des Staatsſchulden⸗ 
Geſetzes vom Jahre 1820, als des Allerhöchſten Patents vom 3. Februar d. 
J. verloren geht. Mich daher gegen alle Konfequenzen, welche aus den aufs 
geftellten Unterſcheidungen hergeleitet werden könnten, zu verwahren, halte ich 
ür eine Gewiſſenspflicht. gi 
l Landen e Beter: Ich habe nur mit wenigen Worten zu er⸗ 
wiedern, daß ich ausdrücklich geſagt habe, daß Garantieen Schulden⸗Ver⸗ 
pflichtungen ſeten, daß aber von Schulden im Geſetz kein Wort ſtehe, ſon⸗ 
dern von Darlehen, und daß det Staat alle Tage in dem Fall geweſen iſt, 
Schulden⸗Verpflichtungen einzugehen, ohne Einwilligung der Verwaltung der 
Staatsſchulden, und daß er auch künftig in denselben Fall kommen wird, 


Ich finde aber 
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ohne Zuſtimmung der Stände, weil zwiſchen Schulden und Darlehen ein we⸗ 
ſentlicher Unterſchied iſt und im Geſetz nur das Wort „Darlehen“, aber nicht 
das Wort „Schulden“ vorkommt. 

Abg. Krauſe: Wenn es auf die Frage ankommt, ob dem armen Bau⸗ 
ernftande eine Erleichterung zu Theil werden ſolle, fo muß ich die Frage mit 
Ja beantworten, und zwar um ſo mehr für diejenigrn, die in der Ueberſicht 
des Finanz⸗Etats mit dem Namen „geringer Bauernſtand“ bezeichnet find 
und in der vierten Steuerſtufe 4 Millionen Klaſſenſteuer bezahlen. Sie be- 
finden ſich in ener Lage, daß fie wirklich Hülfe verdienen. Die Landrenten⸗ 
Bank ſoll das Mittel dazu hergellen. Die Frage wird die ſein: Auf welche 
Art muß die Rentenbank eingerichtet werden, damit den Leuten ein wirklicher 
Nutzen geſchieht? Ich halte dafür, ſie liegt darin, wie man die Rente kapi⸗ 
taliſirt. Ich bin der Meinung, wenn man die Rente von 10 bis 20 Kthlr. 
kapitaliſirt, wie in Paderborn, wo 33 Prozent Zinſen genommen werden, daß 
dann geholfen wird. Wenn fie aber fo kapitaliſirt wird, wie geſtern gefagt 
wurde, nämlich zum 25 fachen Ablöſungsfuß, fo wird damit den Leuten nicht 
geholfen. Sie werden dann daſſelbe bezahlen, was ſie jetzt bezahlen. Ferner 
muß ich die Frage aufwerfen: Wem wird die Garantie zukommen? Doch 
wahrſcheinlich nur den Berechtigten, gewiß nicht den Rentenzahlern. Hat 
aber ein Renten » Berechtigter viel inexigible oder nicht beibringliche Renten 
und er beabſichtigt auf dieſe Landrenten-Bank ein Manöver zu machen, fo 
wäre das keine üble Speculation. Wenn z. B. Jemand überbürdete Häus⸗ 
ler hat, die vielleicht ein bis zwei Morgen ſchlechtes Land beſitzen, dafür 
jährlich 4 bis 6 Rthlr. Grundzinſen zahlen müſſen, außerdem vielleicht noch 
50 bis 100 Tage Robothdienſte unentgeltlich leiſten und oft noch 10 bis 20 
Stück Garn unentgeltlich ſpinnen ſollen, ſo wäre es gewiß eine gute Specu⸗ 
lation, dafür einen Rentenbrief von 200 bis 300 Rthlr. zu erhalten. Ich 
kenne viele dergleichen Verhältniſſe, wo dte Rente ſehr ſchön auf dem Pa⸗ 
piere ſteht, aber wenig davon in die Taſchen der Berechtigten kommen kann. 
Ob eine Staatsgarantie in allen Fällen nöthig ſein wird, bezweifle ich. Auf 
Bauergüter von 100 und mehreren Morgen, auf Ackernahrungen, die in lei⸗ 
ſtungsfähigem Zuſtande find, wird die Garantie wahrſcheinlich niemals ver- 
langt, es kann alſo von dieſen, meiner Anſicht nach, nicht die Rede ſein. Sie 
werden blos hier mit eingeſchloſſen, weil fe einmal zu dem ſogenannten 
Bauernſtande gehören. Betrifft es aber ſolche Güter, die nicht zahlungsfähig 
find, fo hieße es, Holz in den Wald tragen. Dann würde ich darauf an⸗ 
mas du, daß dieſe mit den Berechtigten ſich vereinigten, die Leiſtungsfähigkeit 
mit der Laſt zuſammenſtellen und ſich erſt darüber vergleichen. Zum Schluſſe 
muß ich noch etwas erwähnen. Es hat eine Konferenz in der Provmz Schle⸗ 
fien, in Breslau, ſtattgefunden. Dazu find eingeladen worden — wer? weiß 
ich nicht, aber daß Niemand von Seiten der Landgemeingen eingeladen wor⸗ 
den, das weiß ich (Gelächter, große Heiterkeit.) Meine Herren, ich muß 
bekennen, daß ich mich nicht gerade darüber betrübt habe, aber noch weniger 
iſt es lächerlich, wenn die Ritterſchaft in jeder Beziehung die Landgemeinden 
nicht beachtet. (Zeichen des Mißfallens.) 

Marſchall: Davon iſt nicht die Rede. 

Abg. Krauſe: Gut, aber es gehört zu meinem Antrage. 

Marſchall: Wollen Sie zu Ihrem Antrage kommen? 
äh Abg. Kraufe: Meine Erklärung iſt daher die: Iſt die hohe Ver— 
ſammlung der Meinung, für nicht zahlungsfähige Beſitzer aus der Staats⸗ 


Kaffe Zuſchüſſe für die Verechtigten zu erbitten, und kann die Staatskaſſe. 


dieſe ohne Schwierigkeit leiſten, ſo ſtimme ich für die Unterſtützung. Fü 
größere Gutsbeſitzer und ſolche, welche die Renten mit Leichtigkeit urban, 
bedarf es keiner Garantie des Staates, ſondern nur 
bei den Pfandbriefen, das iſt meine Meinung. 

Abg. Dittrich: Meine Herren, ich erlaube mir einen Abänderungs⸗ 
Vorſchlag zu machen, in der Abſicht, von dem Felde der Theorie, auf wel⸗ 
ches wir bei dieſer Frage gerathen zu ſein ſcheinen, wenn möglich zum grü⸗ 
nen Baume des Lebens zurückzukehren. Zuvörderſt muß ich ebenfalls erklä⸗ 
ren, daß ich mit derjenigen Anſicht, welche der Königliche Herr Kommiſſarius 
in Beziehung auf Darlehen und Schulden ausgeſprochen hat, nicht einver⸗ 
fanden fein kann. Ich halte Darlehn und Schuld hier für identiſch, und 
zwar darum, weil der Ausdruck Darlehn ſich auf den Berechtigten, den 
Gläubiger bezicht, Schuld aber auf den Verpflichteten. Deshalb glaube ich, 
daß die Worte Darlehn und Schuld hier dieſelbe Bedeutung haben. Hier⸗ 
son abgeſehen, mache ich folgenden Abänderungsvorſchlag. Ich ſchlage vor, 

„ 15. in der fünften Zeile von unten den Antrag, von dem Worte „Ver⸗ 
pflichtungen“ anfangend, dahin zu ändern: Die Staatskaſſe vorſchußweiſe 
eintreten, der etwälge Vorſchuß der Staatskaſſe aber binnen längſtens zwei 
Jahren von der betreffenden Provinz erſetzt werden muß, und daß zu dem 
Nach die Repartitions⸗Grundſäge über Wiedereinziehung des Vorſchuſſes in 


em Reglement der betreffenden Provinz feftgefegt werden , daß endlich ſowohl 

dem Vereinigten Landtage, als auch dem betreffenden Provinzial⸗Landtage, 
bei dem nächſten Zuſammentritte der Nachweis vorgelegt werde, darüber, welche 
Garantieen der Staat gegeben hat, welchen Erfolg ſolche herbeigeführt haben, 
uod wie fie nach und nach erlöſchen. 

Marſchall: Es fragt ſich, ob der gemachte Vorſchlag die geſetzliche 
Unterſtützung von 24 Mitgliedern finder? (Wird unterſtützt.) Er wird zur 
Abſtimmung kommen, falls nicht mehrere Antragfteller die Abändrrungs⸗Vor⸗ 
W € eingebracht haben, vorher ſich über ihre Anträge vereinigen, wie ſpä⸗ 
t ergeben wird. ; 

bg. Camphauſen: Wir haben mehrere Begriffsbeſtimmungen über die 

Worte Garantie, Schulden und Darlehn vernommen. Ich glaube, die Ver⸗ 
fammlung darf ſich dazu Glück wünſchen, indem dadurch eine Veranlaſſung 
gegeben ſein wird in der Berathung, die bereits mit einer gewiſſen Feierlich⸗ 
keit angekündigt worden iſt, zu einer näheren Feſtſtellung dieſer verſchiedenen 
Begriffe zu gelangen. Die Verhandlungen über den vorliegenden Vorſchlag 
haben ſo lange gedauert, daß es befremdend ſein würde, wenn nicht im We⸗ 
fentlichen ſchon das, was zur Sache zu ſagen iſt, bereits geſagt wäre. Auch 
Kader auf das Wort verzichtet haben, wenn nicht ein Punkt, den geſtern 
Wen teehrtes Mitglied von Weſſphalen hervorgehoben hat, ſpäter einigen, 
mit nur geringen Widerſpruch gefunden hätte, und wenn nicht diefer 
Pun 2 wiederholten und erweiterten Entwickelung bedürftig wäre. Ich 
meine den Umſtand, daß zu der Anſtalt, die ſich einer ziemlich allgemeinen 
Anerkennung bei der Verſammlung zu erfreuen hatte, die Garantie des Staats 


der Ankündbarkeit, wie 


nicht erforderlich iſt, alſo auch, wenn ſie nicht erforderlich iſt, die Aus⸗ 
führung des Planes von der Zuſtimmung zu einer Garantie ſeitens der 
Stände nicht abhängig ſein kann. Wenn es richtig wäre, daß die 
Garantie des Staats für die Gründung ſolcher Inſtitute nicht erfor⸗ 
derlich ſei, dann iſt wohl zu berückſichtigen, daß es keinesweges gleich⸗ 
gültig ſei, ob eine ſolche Garantie geleiſtet werde. Es ſind ſchon der 
Fall eines ausbrechenden Krieges und die Folgen eines ſolchen Krieges hier 
angeführt worden, und ich mache insbeſondere darauf aufmerkſam, daß, wenn 
das Land von ſolchen großen und allgemeinen Leiden getroffen wird, auch 
das Recht und die Billigkeit fordert, daß dann jeder ſeine Laſten trage, daß 
wie der Grundeigenthümer, wie der Inhaber der Staatsſchuldſcheine, auch 
der Inhaber der Rentenbriefe gleich jedem Kapitaliſten dadurch getroffen, und 
daß nicht gegenwärtig ein Dokument geſchaffen werde, wodurch dem Inhaber 
des Rentenbriefes allein das Privilegium zuſtände, wegen der etwa ausblei⸗ 
benden Zinfen neue Forderungen an den Staat zu erhalten. Es iſt zweitens 
die Gewährung der Garantie nicht gleichgültig wegen des Keedits des Staa⸗ 
tes. Wenn man mir ſagt, daß der Anſpruch an den Staat nicht wahr⸗ 
ſcheinlich ſei, daß im Königreiche Sachſen — ich glaube während 10 Jahren 
— nur 70 Kthlr. ausgefallen feien, ſo iſt dies ein Grund für mich, die Ga⸗ 
rantie nicht zu leiſten, nicht aber ein Grund dafür, ſie zu leiſten; ein Grund 
dafür, daß ſie nicht erforderlich iſt. Ob es unwahrſcheinlich, daß die Ga⸗ 
rantie des Staates in Anſpruch genommen werde, das iſt für den Kredit des 
Staates ziemlich gleichgültig; man kann mit Sicherheit darauf rechnen, daß, 
wenn der Staat in die Lage kommt, auf andere Weiſe feinen Kredit in An⸗ 
ſpruch zu nehmen, dann dieſe Garantie ihm für voll angerechnet wird. Wenn 
ich daher der Anſicht bin, daß kein Grund vorliege, in der Sache ſelbſt eine 
Garantie des Staates zu beantragen, ſo bedaure ich dennoch, daß nicht ge⸗ 
ſtern der Herr Landtags-Marſchall die Frage über die Anerkennung der Nütz⸗ 
lichkeit, die er zu ſtellen im Begriff war, wirklich zur Abſtimmung gebracht 
hat, und ich hoffe, daß er heute noch Veranlaſſung dazu geben werde, um 
fo mehr, als die Regierung nicht verhindert iſt, unter Entwerfung eines ver⸗ 
ſtändigen Planes die Sache ſelbſt ins Leben zu führen, ohne die Garantie 
des Staates und ohne Garatie der Provinzen. 5 

Abg. Graf von Schwerin: Meine Herren! als ich mir geſtern das 
Wort erbat, geſchah es in der Abſicht, dasjenige Moment in die Diskuffton 
hineinzuziehen, was mich hauptſächlich beſtimmt, mich gegen das Votum der 
Abtheilung auszuſprechen. Es iſt das politiſche Moment. Inzwiſchen hat 
der Abgeordnete der Ritterſchaft von Weſtphalen auch dies Moment auf ſehr 
prägnante Weiſe in feiner meiſterhaften Rede bereits zur Genüge ins Klare 
gefiellt, ich bin nämlich der Ueberzeugung, daß man ſich hauptſächlich um 
deswillen gegen das Votum der Abtheilung erklären muß, weil ich unſere 
Verfaſſung noch nicht in der Weiſe für konſolidirt erachten kann, um ein 
Vertrauensvotum dem Gouvernement abzugeben. Für ein Vertrauensvotum 
muß ich es aber erachten, wenn ich Garantie übernehme, ohne irgendwie den 
Betrag der Summe zu kennen, für welche ich Garantie leiſten ſoll. Ich 
enthalte mich in Bezug auf die Erörterung, welche das Mitglied von Weſt⸗ 
phalen gemacht hat, eines weiteren Eingehens darauf und bemerke nur noch, 
der Meinung des Herrn Marſchalls entgegen, daß er mir damit vollſtändig 
bei der Sache zu ſein ſchien, indem er mich der Mühe überhoben hat, die 
Gründe auszuführen, die mein Votum weſentlich beſtimmen. Nur noch mit 
einem Wort ſei mir erlaubt, auf die Erklärung zurückzukommen, die wir 
von dem Herrn Kommiſſar geſtern am Schluß der Sitzung vernommen ha⸗ 
ben. Der Herr Kommiſſar hat anerkannt, daß Garantie eine Bürgſchaft, 
und weil es eine Bürgſchaft, auch eine Schuld ſei. Er hat aber die Mei- 
nung ausgeſprochen, es ſei um deswillen noch kein Darlehen, und es könne 
daher die Regierung felbfiftändig ſolche Schulden übernehmen, ohne die Stände 
darüber zu befragen. Ich erlaube mir, den §. 2 des Staatsſchulden⸗Geſetzts 
ihrer Erwägung anheimzugeben. In dem erſten Satze wird der Staatsſchul⸗ 
denetat für alle Zeiten für geſchloſſen erklärt, und es darf kein Staatsſchul⸗ 
den⸗Dokument darnaer hinaus ausgefertigt werden. Der zweite Satz ſagt, 
nur in dem Falle, wenn die Stände ihre Zuſtimmung geben, kann von die⸗ 
ſem Punkt abgewichen und über den jetzigen Etat hinaus Schulden gemacht 
werden. Es ſcheint mir hiernach ganz unzweifelhaft, daß die Regierung oder 
das Gouvernement aus eigener Machtvollkommenheit durchaus nicht berechtigt 
ft, ohne Zustimmung der Stände eine Garantie zu übernehmen. Meine 
Herren! Ich kann es ſehr wohl verſtehen, wenn man ſagt: in früherer Zeit, 
bei Gelegenheit der Prämien⸗Anleihen der Seehandlung und Uebernahme der 
Garantie für die Bankgeſchäfte war es nothwendig, ſolche Garanticen zu 
übernehmen, weil keine Stände da waren und das Staats⸗Intereſſe es erfor⸗ 
derte, mußte man es thun; ich bin vom ſtändiſchen Standpunkte aus der 
Meinung, daß man ruhen laſſe, was da hinten liegt, und ſich ſtrecke nach 
dem, was vor uns liegt. Aber keine Macht der Erde wird mich bewegen 
und es vermögen, meine Zuſtimmung zu der Meinung zu erhalten, jene Ope⸗ 
rationen ſeien innerhalb der Grenzen des Geſetzes vom 17. Januar 1820 ge⸗ 
ſchehen. Ich werde dagegen proteſtiren, fo lange ich meine Stimme hier in 
dieſem Saale erheben kann, daß, nachdem der Vereinigte Landtag ins Leben 
gerufen it, der Staat Garanticen zu übernehmen befugt fei, ohne Zuſtim⸗ 
mung der Stände. 

Landtags-Kommiſſar: Ich habe bereits geäußert, daß dieſe Frage 
ausgeſetzt bleiben müſſe bis zu der Zeit, wo darüber hier von Grund aus 
verhandelt werden ſoll und verhandelt werden wird; ich werde mich deshalb 
hier nicht zum zweiten⸗ oder drittenmale darüber äußern müſſen. 

Abg. v. Manteuffel: Ich weiß nicht, meine Herren, wann die näch⸗ 
ſten Provinzial⸗Landtage zuſammentreten werden. Möglicherweiſe im nächſten 
Winter. Dann könnte die Provinz Schleſten der Wohlthat der Landrenten⸗ 
Bank im Frühjahr ſich erfreuen. Ich glaube nicht, daß es in dem Wunſche 
der Verſammlung liegen wird, daß wir im nächſten Frühjahr wieder hier 
figen, und wenn das nicht der Fall iſt, fo ſetzt man die Provinz Schleſten 
in die Nothwendigkeit, länger zu warten, als nothwendig. Meine Herren! 
Laſſen Sie uns, darum wollte ich Sie bitten, die Frage ſo einfach, ſo offen 
nehmen, wie die Königliche Regierung ſie uns hingegeben hat. Die König⸗ 
liche Regierung fragt: Soll dem Wunſche der Provinz Genüge geſchehen? 
Antworten wir darauf, ich finde kein Bedenken, mit eben fo offenem „Ja“. 
Ich glaube, es iſt eine große Sache, die wir erringen, gegen das kleine 
Opfer, das wir möglicherweiſe dafür bringen können. 
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Abg. Lenſing: Ich halte den Gegeuſtand unferer Berathung, nament⸗ 
lich die Errichtung von Landrenten-Banken zur Ablöſung der Reallaſten, für 
ſehr wichtig. Ich halte die Errichtung von Renten-Banken aber auch für 
nützlich. Ich halte ſie für ſo nützlich, daß ich wünſchen muß, daß ſie ſich 
nicht blos auf die bäuerlichen Grundſtücke beſchränken, ſondern ausdehnen 
möge auf alle Grundſtücke, die mit Rentenlaſten beſchwert find. Ich halte 
ſie für nützlich für den Berechtigten, weil er durch die Aufopferung eines ge⸗ 
ringen Prozententheils, ſtatt einer Maſſe unzültbarer Renten, in den Beſitz 
einer auf jenen Inhaber lautenden Urkunde kommt, die er jeden Augenblick 
verwerthen darf. Ich halte fie nützlich für die Verpflichteten, weil fie, ohne 
die Laſt des Verpflichteten zu vermehren, einen Tilgungs-Fonds bilden, der, 
wenn auch ſpät, doch endlich dahin führen muß, das Grundeigenthum von 
dieſen Laſten zu befreien. I 0 
Allem dadurch der Unterſchied zwiſchen Berechtigten und Verpflichteten aufhö⸗ 
ren wird und alſo alle Klaſſen der Staatsbürger deſto enger zu einem Preu- 
ßiſchen Volke vereinigt werden. Die Königliche Propoſition ſtellt nun an uns 
die Forderung, die Ertheilung einer Garantie von Seiten des Staats zu 
dem erwähnten Zweck in Erwägung zu nehmen und darüber uns zu erklären. 
Ich muß erklären, daß ſich meine früheren Bedenken nunmehr zu der ftſten 
Ueberzeugung bei mir umgewandelt haben, und daß ich glaube, daß es von 
nun an Pflicht für uns iſt, es offen auszuſprechen, daß wir für jetzt zu ei⸗ 
ner ſolchen Garantie unſere Zuſtimmung nicht ertheilen können. h 

Abg. v. Maſſow: Ich verzichte auf das Wort. 

Marſchall: Drr Abgeordnete Meviſſen hat das Wort. (Vielfacher 
Ruf: Abſtimmung! Abſtimmung!) Haben Sie gegen die Abſtimmung etwas 
zu erinnern? N 

Abg. Meviſſen: Ich bitte alſo zu fragen, ob die Verſammlung die 
Abſtimmung wünſcht. 

Graf. v. Arnim: Ich glaube nicht, daß die Sache ganz reif zur Ab⸗ 
ſtimmung iſt. h 

Abg. Meviſſen: Ich muß nothwendig auf Sache eingehen, da bier 
mehrere Argumente vorgebracht ſind, die noch nicht ihre Erwiederung gefun⸗ 
den haben. 5 

Abg. v. Thadden (vom Platz): Ich muß die geehrten Redner, die 
noch ſprechen wollen, bitten, ſich etwas kurz und inhaltsreich zu faſſen, 
wir bekommen ſonſt den Regensburger Reichstag! — und laufen Gefahr, die 
Periodizitätsfrage dadurch zu erledigen, daß wir uns für permanent erklä⸗ 
ren müſſen! 

Abg. Meviſſen: Ich muß bitten, mir zu erlauben, in der mir ange⸗ 
meſſen ſcheinenden Weiſe dasjenige vortragen zu können, was ich vorzutragen 
habe. Ich erlaube mir jetzt zur Sache überzugehen. Ich habe mir ſchon ge⸗ 
ſtern erlaubt zu entwickeln, für wie nützlich, wie ſegensvoll für die Wohlfahrt 
einer großen Zahl von Staatsbürgern ich das Inſtitut, deſſen Propoſition an 
Sie gelangt iſt, erachte, wie dankbar ich anerkeane, daß die hohe Regierung 
die Iniative ergriffen hat, um durch Beihülfe des Staats-Kredits den Kredit 
der kleineren Grundbeſitzer zu unterſtützen. Wenn ich gleichwohl heute mich 
gedrungen fühle, dagegen mich zu erklären, daß der gegenwärtig hier Verci⸗ 
nigte Landtag in dieſer Seſſion die beanſpruchte Garantie übernehme, ſo ge⸗ 
ſchieht es mit dem tiefen Bedauern eines Mannes, der ein hohes Gut, das 
ihm geboten wird, ablehnen muß, weil er in Verhältniſſe ſich geſtellt findet, 
die ihm die Annahme nicht erlauben. Dieſes Bedauern begründe ich zunächſt 
in der gegen frühere Geſetze und Verfaſſungen eingeengten Rechtsſphäre, wel⸗ 
che diefer Verſammlung angewieſen iſt, und in Beziehung auf welche der 
Abgeordnete der weſtphäliſchen Ritterſchaft ſich geſtern ſo beredt, ſo ganz in 
meinem Sinne ausgeſprochen hat. Ich begründe dieſes Bedauern zweitens noch 
in dem Umſtande, daß dieſe enge Rechtsſphäre durch die geſtrigen Worte des 
Königl. Kommiſſars eine abermalige Beſchränkung erfahren hat. (Murren.) 
Wenn ich vorher ſagte, daß ich dem Vereinigten Landtage in ſeiner gegen⸗ 
wärtigen Seſſion nicht die zur Errichtung von Rentenbanken erforderliche 
Garantie des Staates zu bewilligen im Fall ſein werde, ſo leitete mich dabei, 
außer den bereits angeführten Gründen, noch die Erwägung, daß ich dieſe 
Maßregel für nicht hinreichend vorbereitet erachte, daß Ihnen ein Geſetz vor: 
liegt, deſſen Umfang, deſſen Tendenz Sie nicht zu überſehen vermögen. (Große 
Aufregung in der Verſammlung. Läuten des Marſchalls mit der Glocke.) 

Marſchall: Vorſitzender in dieſer Verſammlung kann nur Einer ſein, 


und dieſer Eine iſt nicht im Stande und auch nicht berechtigt, feine Functio⸗ 


nen an Andere zu übertragen; ſie ſind nur von mir auszuüben. Ich habe 
dem Redner das Wort ertheilt, und es kann ihm von der Verſammlung 
nicht genommen werden. 

Abg. Meviſſen: Ich verzichte auf eine Entwickelung der Gründe, die 
mir die Propoſition der Regierung in ihrer heutigen Faſſung unreif erſchei⸗ 
nen laſſen und ſchließe mich im Weſentlichen dem Amendement an, was der 
Abgeordnete Graf von Helldorff entwickelt hat, und wünſche, daß der Be⸗ 
ſchluß über die für Rentenbanken und gleichartige Inſtitute zu bewilligende 
Garantie des Staates erſt dann gefaßt werde, wenn er durch die nöthigen 
Ermittelungen des Gouvernements hinreichend vorbereitet fein und durch eine 
vorgängige Verathung der Provinzialſtände die nöthige Unterlage gewonnen 
haben wird. 

Marſchall: Alſo eine Zuſtimmung zu dem Abänderungs-Vorſchlage 
des Grafen v. Helldorff? Wir kommen jetzt zur Abſtimmung, wobei ich vor⸗ 

ausſchicke, daß nach meiner Meinung diejenigen Redner die ſich noch um das 
Wort gemeldet haben, ſich nicht für beeinträchtigt anſehen können. Vorher 
haben wir zu vernehmen, was noch weiter als Abänderungs-Vorſchlag an⸗ 
gekündigt iſt. Es ſind dies Abänderungs⸗Vorſchläge des Graſen Arnim und 
des Fürſten Lichnowsky. 

Referent: Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die Frage über die Staats⸗ 
Garantie die eigentliche Vorlage der Abstimmung iſt, die der Nützlichkeit kann 
eben ſowohl mit der Hauptfrage vereinigt, als an für ſich geſtellt werden. 

Abg. Graf v. Schwerin (vom Platze aus): Ich halte dafür, daß eine 
ſolche Frage gar nicht geſtellt werden kann eben weil die Nützlichkeit gar 
nicht in Frage iſt. Wir berathen über die Propofition wegen der Uebernahme 
einer Garantie von Seiten des Saates. Ob die r zu Wen an und 
für ſich nützlich iſt oder nicht, iſt ein Gegenſtand, der zur erathung nicht 
vorliegt. Es kann deshalb nur gefragt werden, ob die hohe Verſammlung 


Ich halte ſie für nützlich für den Staat, weil vor 


* 


geneigt ſei, die Uebernahme einer Garantie von Seiten des Staates zu ge⸗ 
nehmigen. 8 11 

Marſchall: Was von mir in Beziehung auf die Nothwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit der erſten Frage geſagt iſt, ſchließt keinesweges aus, daß ſpä⸗ 
terhin auf den Haupt⸗Gegenſtand, oder mit anderen Worten, auf den Haupt⸗ 
Antrag der Abtheilung eine Frage gerichtet werde. Die Abtheilung hat den 
Antrag in einen gefaßt, es ſteht aber nichts entgegen, daß dieſer Antrag ge⸗ 
theilt werde, da zumal die Abtheilung ſelbſt, hier vertreten durch den Refe⸗ 
renten, ſich damit in voller Uebereinſtimmung befindet, und überhaupt muß 
doch anerkannt werden, daß die Frageſtellung ganz vorzüglich hervorgehen 
muß aus der Verathung ſelbſt. Was alſo in der Berathung ſelbſt einen 
nicht zu verkennenden Stoff für eine Fragſtellung gegeben hat, muß doch 
404 feine Berückſichtigung in ſofern finden, daß die Frage nun wirklich ge⸗ 

ellt wird. \ 

Eine Stimme: Ich ſchließe mich ganz und gar der Anſicht des Ab⸗ 
geordneten aus Pommern an Sollte die Frage ſo geſtellt werden, wie es 
der Herr Marſchall beabſichtigt, ſo würde das darauf hinausgehen, die Motive 
feſtzuſtellen, die Jeder hat. Das halte ich nicht für zuläſſig, ich proteſtire 
gegen dieſe Frage. 8 

Abg. v. Veltheim: Uns liegt die Frage von der Nützlichkeit des In⸗ 
ſtituts im Allgemeinen nicht vor, ſondern pure die Frage von der Nützlichkeit 
der Staats-Garantie. 5 

Mehrere Stimmen: Ja! 0 

Marſchall: Es wird in dieſem Augenblick das Angemeſſenſte ſein, 
wenn wir diejenigen Amendements, die noch angekündigt ſind, vernehmen, 
und zwar zunächſt das des Herrn Grafen von Arnim. 

Graf v. Arnim: Geſtern bereits hat ſich die Anſicht, wie ich glaube, 
überwiegend geltend gemacht, daß das Inſtitut der Landrenten⸗Bank weſent⸗ 
lich verſchieden aufzufaſſen ſein wird, je nach den verſchiedenen Umſtänden, 
die in einzelnen Provinzen vorwalten. Ich glaube alſo, daß jedes Statut 
einer Landrenten-Bank, wenn es wirklich in vielen, in allen Provinzen zur 
Reife käme, Modalitäten enthalten kann in ſeinen Einzelheiten, die von ein⸗ 
ander abweichen, und ich glaube deshalb, daß es zunächſt den Provinzen 
überlaſſen werden muß, dieſes Inſtitut ins Leben zu rufen und es auf die 
Weiſe zu begründen, wie es den Verhältniſſen der Provinz angemeſſen er⸗ 
ſcheint. Die Initiative wird alſo durch eine Propoſition des Gouvernements 
an die einzelnen Provinzen zu nehmen ſein. Das iſt der Weg, den ich für 
die Vorbereitung der Sache als den nothwendigen erkenne. Aus demſelben 
Grunde aber glaube ich, daß auch die Garantie, von der es ſich hier handelt, 
prinzipaliter von den Provinzen übernommen werden muß. Ich würde alſo 
ſo procediren: Die Provinzial-Stände würden den Vorſchlag entgegennehmen, 
welcher möglichſt mit einzelnen Eingeſeſſenen vorberathen ſein muß, wie dies 
bereits in Schleſten ſtattgefunden hat; das Gouvernement würde alſo dieſen 
Vorſchlag in Form einer Propofition an den Provinzial-Landtag bringen; 
dieſer würde ſich über das Geſetz erklären, wobei jedoch die Leiſtungen des 
Verpflichteten in keiner Weiſe auch nur um einen Pfennig erhöht werden kön⸗ 
nen, und wobei es nöthig iſt, daß die Berechtigten den unvermeidlichen Ver⸗ 
luſt in Bezug auf den geringeren Cours willig übernehmen, welcher jetzt da⸗ 
durch herbeigeführt iſt, daß die großen Kapitalien der Nation zum großen 
Theil zu nützlichen Unternehmungen angelegt ſind und erſt wieder durch die 
Anſammlung des Arbeits-Ueberſchuſſes erſetzt werden müſſen. Der Landren⸗ 
Brief würde dann, als erſte und ſicherſte Hypothek, wenn ich ſo ſagen ſoll, 
ein ſpezielles Pfand in dem Grundſtück haben, auf welchem die Laſt ruht; 
gerade wie unſere Pfandbriefe das Pfand haben in dem Rittergute, au 
welches fie eingetragen find. Das Inſtitut wäre ein Provinzial⸗Inſtitut, die 
Provinz haftete mit der Landrenten⸗Bank für die pünktliche Verzinſung der 
Rentenbriefe und für ihre ſucceſſive Einlöſung Hiermit, iſt von manchen 
Seiten behauptet worden, ſei es genug; das würde den Nenten-Briefen eine 
vollkommene Sicherheit, einen vollkommen genügenden Cours geben. Ich 
glaube, daß dieſe Renten-Briefe in Schleſten, in der Mark u. ſ. w. Gel⸗ 
tung finden können, aber ich glaube nicht, daß, wenn dieſe Renten- 
Briefe in London, Hamburg oder Paris vorgebracht würden, und es wäre 
keine Erklärung von Seiten des Staates in Bezug auf die Sicherheit 
vorhanden, ſie den Cours erreichen werden, der nöthig iſt, wenn die Sache 
ins Leben treten ſoll. Zu dem Ende halte ich eine Garantie des Staates 
für nöthig; ich glaube aber, ſie muß, ſtatt prinzipaliter einzutreten und nur 
auf die Provinzen zurückzugreiſen, zuerſt von der Provinz und dann ſubſi⸗ 
diariſch von der Staats-Kaſſe übernommen werden. 

Ich glaube aber ferner, daß es wird genügen, wenn der Staat 
nicht irgendwie mit dem Kapital befaßt, ſondern mit der Staatskaſſe nur die 
Garantie für die Zinſen übernimmt. Es iſt mir nicht bewußt, daß iu die⸗ 
ſem Saale etwas geſagt wäre, was einem ſolchen Vorſchlage direkt entgegen 
wäre. Man hat anerkannt, daß die Zuſtimmung zur Garantie eben ſo nö⸗ 
thig, als geſetzlich zuläſſig fei, man hat ferner anerkannt, daß dies Inftitut, 
wenn es von den Provinzen für nöthig gehalten wird, in jeder Weife zu un⸗ 
terſtützen ſei, man hat keinen Zweifel gehegt gegen die Möglichkeit einer er 
chen Unterſtützung des Staates. Ich trage deshalb dahin an, daß jede Pro⸗ 
vinz die prinzipale Garantie für die von der Rentenbank übernommene Ver⸗ 
pflichtung trage, und daß die eventuelle Zinſengarantie des Staates eintrete 
bis auf Höhe von 33 pCt. des Kapitals der Rentenbriefe. a 

Marſchall: Bei den natürlichen Schwierigkeiten, welche die Abſtim⸗ 
mungen in der Verſammlung haben, würde es ſehr wünſchenswerth fein, 
daß es ſich noch weiter aufklärte, inwieweit der Vorſchlag des Grafen von 
Arnim mit dem des Grafen von Helldorff übereinfimmt. Der Graf von Ar⸗ 
nim hat ausgesprochen, daß er ſich im Weſentlichen in Uebereinſtimmung mit 
dem Grafen von Helldorff befinde, und es würde zur Erleichterung der Ab⸗ 
ſtimmung dienen, weiter klar zu ſtellen, wie weit beide Antragſteller ſich in 
ihrer Anſicht vereinigen. . 5 5 N 

Abg. Graf v. Helldorff: Wenn ich aufgefordert werde, zu ſprechen, 
fo muß ich mich dahin erklären, daß ich eine Uebereinſtimmung zwiſchen den 
beiden Vorſchlägen nicht erblicken kann, und daß ich mich dem des Grafen 
von Arnim nicht anſchließen kann. ; 


(Fortſetzung folgt.) 


